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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Haushaltsbegleitgesetz 2012

Vom 14. Februar 2012

Der Landtag hat am 10. Februar 2012 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung vom 1. Ja
nuar 2000 (GBl. S. 14), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2010 (GBl. S. 1064, 
1065), wird wie folgt geändert:

  1.	§ 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 1 Satz 1 werden die Wörter »277,15 
Millionen Euro im Jahr 2012 und 252 Millionen 

Euro im Jahr 2013« durch die Wörter »615,85 
Millionen Euro im Jahr 2012 und 244 Millionen 
Euro im Jahr 2013« ersetzt.

b)	 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

	 »2. �88,43 Prozent des Aufkommens der Finanz-
ausgleichsumlage.«

  2.	§ 1 a Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	 »(2) Die Finanzausgleichsumlage beträgt 22,10 Pro-
zent der Bemessungsgrundlagen. Sie erhöht sich bei 
Gemeinden für jeweils 1 Prozent, um das die Steuer-
kraftmesszahl (§ 6) 60 Prozent der Bedarfsmesszahl 
(§ 7) übersteigt, um 0,06 Prozent, höchstens jedoch 
auf 32 Prozent.«

  3.	§ 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

	 »3. die Zuweisungen nach § 21;«.
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11.	§ 20 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »Kurorte und Erholungsorte mit jährlich mehr als 
50 000 kurtaxepflichtigen Übernachtungen in den 
nach dem Kurortegesetz anerkannten Gemeindetei-
len erhalten aus dem Kommunalen Investitionsfonds 
(§ 3 a Absatz 1 Nummer 2) pauschale Zuweisungen 
in Höhe von jährlich 6 Millionen Euro, die grund
sätzlich für Investitions- und Unterhaltungsmaßnah-
men verwendet werden sollen.«

12.	In § 21 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe »§ 21 a« 
durch die Angabe »§ 22 Absatz 2 Nummer 1« er-
setzt.

13.	§ 21 a wird aufgehoben.

14.	In § 22 Absatz 2 Nummer 1 wird das Semikolon am 
Ende durch einen Punkt ersetzt und folgender Satz 
angefügt:

	 »Ist der Durchschnitt der Eingliederungshilfenetto-
ausgaben der Jahre 2003 und 2008 geringer als die 
Ausgaben nach Satz 1, ist dem Ausgleich der Durch-
schnittsbetrag zugrunde zu legen;«.

15.	§ 24 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift »Kraftfahrzeugsteuer-Verbund« 
wird durch die Überschrift »Verkehrslastenver-
bund« ersetzt.

b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »(1) Das Land stellt den Gemeinden und den 
Landkreisen zur Förderung der ihnen auf dem Ge-
biet des Verkehrs obliegenden Aufgaben 17,54 
Prozent seines Aufkommens an den Zuweisungen 
des Bundes zum Ausgleich der Übertragung der 
Ertragshoheit der Kraftfahrzeugsteuer auf den 
Bund zur Verfügung (Verkehrslasten-Verbund-
masse).«

c)	 In Absatz 2 und Absatz 3 wird jeweils das Wort 
»Kraftfahrzeugsteuer-Verbundmasse« durch das 
Wort »Verkehrslasten-Verbundmasse« ersetzt.

d)	 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

	 »1. �20 Millionen Euro für Zuweisungen nach § 27 
Absatz 2;«.

16.	In § 25 Absatz 2 Satz 1 wird die Bezeichnung »In-
nenministeriums« durch die Bezeichnung »Ministe-
riums für Verkehr und Infrastruktur« ersetzt.

17.	§ 27 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

	 »Das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur, das 
Innenministerium und das Finanz- und Wirtschafts-
ministerium legen die Grundsätze für die Verteilung 
der Zuschüsse fest.«

18.	§ 29 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »Gemeinden, Gemeindeverwaltungsverbände und 
Landkreise, die Personen in einem öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnis einstellen, er-

b)	� Der Punkt am Ende von Nummer 10 wird durch 
ein Semikolon ersetzt.

c)	 Es werden folgende Nummern angefügt:

	 »11. �die auf die kommunalen Schulträger entfallen-
den Kosten an dem vom Land zu zahlenden 
Betrag für den Betrieb von Geräten zur Nach-
richtenübermittlung an Schulen im Krisenfall;

	    12. �50 Prozent des Betrags, den das Land im 
Einvernehmen mit den kommunalen Landes-
verbänden der Stadt Staufen nach Abzug der 
von der Stadt zu tragenden Eigenbeteiligung 
für Sanierungsmaßnahmen zur Bewältigung 
der Hebungskatastrophe gewährt.«

  4.	§ 3 wird wie folgt gefasst:

	 »§ 3

	 Aufteilung der restlichen Finanzausgleichsmasse A

	 Von der restlichen Finanzausgleichsmasse A entfal-
len auf

1. �die Schlüsselmasse der Gemeinden (§ 5)
74,10 Prozent;

2. �die Schlüsselmasse der Stadtkreise (§ 7 a)
4,92 Prozent;

3. �die Schlüsselmasse der Landkreise (§ 8)
20,98 Prozent.«

  5.	§ 3 a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »(1) Aus der Finanzausgleichsmasse B werden vor-
weg entnommen:

1. �für Zuweisungen an den Ausgleichstock 87 Mil-
lionen Euro;

2. �für die Förderung von Investitionen der Gemein-
den und Gemeindeverbände nach Maßgabe des 
Staatshaushaltsplans und für Zuweisungen nach 
den §§ 16 und 20 (Kommunaler Investitions-
fonds) 830 Millionen Euro.«

  6.	In § 7 Absatz 2 Satz 1, § 9 Nummer 1 und § 10 Ab-
satz 2 wird jeweils das Wort »Finanzministeriums« 
durch die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums« ersetzt.

  7.	In § 11 Absatz 2 wird die Angabe »55,50 vom Hun-
dert« durch die Angabe »38,85 Prozent« ersetzt.

  8.	In § 13 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort »Finanzminis
terium« durch die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« ersetzt.

  9.	In § 13 Absatz 4, § 15 Absatz 3 Satz 2, § 17 Absatz 2 
Satz 1 und Absatz 4 sowie § 19 Absatz 1 Satz 2 wird 
jeweils das Wort »Finanzministeriums« durch die 
Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministeriums« er-
setzt.

10.	In § 18 Absatz 3 Satz 2 wird der Betrag »170 Millio-
nen Euro« durch den Betrag »190 Millionen Euro« 
ersetzt.
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f)	 Die Zahl »100« wird durch die Zahl »125« ersetzt.

g)	 Die Zahl »180« wird durch die Zahl »225« ersetzt.

h)	 Die Zahl »150« wird durch die Zahl »188« ersetzt.

i)	 Die Zahl »270« wird durch die Zahl »338« ersetzt.

j)	 Die Zahl »240« wird durch die Zahl »300« ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Privatschulgesetzes

Das Privatschulgesetz in der Fassung vom 1. Januar 
1990 (GBl. S. 105), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2011 (GBl. S. 570, 571), 
wird wie folgt geändert:

1.	§ 17 Absatz 3 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

	 »3. �als Ergänzungsschulen anerkannte Schulen für Be-
rufe des Gesundheitswesens, deren Träger oder 
Mitträger nicht unter Absatz 1 Satz 2 fallen; die 
Ausbildung muss in Vollzeitform mit mindestens 
einjähriger Dauer erfolgen und mit einer Prüfung 
entsprechend einer staatlichen Prüfungsordnung 
oder einer gemäß § 15 Absatz 2 genehmigten Prü-
fungsordnung abschließen.«

2.	§ 18 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	 »(2) Der jährliche Zuschuss je Schüler nach § 17 Ab-
satz 1 beträgt bei Vollzeitform für

a)	 Grundschulen und die Klassen 1 bis 4 der Freien 
Waldorfschulen 68,3 Prozent des Endgrundgehalts 
der Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beam-
tete Lehrkräfte an Grundschulen;

b)	 Hauptschulen und Werkrealschulen 109,7 Prozent 
des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des 
Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an Haupt-
schulen;

c)	 Realschulen 69,0 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Realschulen;

d)	 die Klassen 5 bis 12 der Freien Waldorfschulen 
80,6 Prozent des Endgrundgehalts der Besoldungs-
gruppe des ersten Beförderungsamts für beamtete 
Lehrkräfte des höheren Dienstes an Gymnasien;

e)	 allgemein bildende Gymnasien und die Klasse 13 
der Freien Waldorfschulen 83,4 Prozent des End-
grundgehalts der Besoldungsgruppe des ersten Be-
förderungsamts für beamtete Lehrkräfte des höhe-
ren Dienstes an Gymnasien;

f)	 berufliche Gymnasien 86,9 Prozent des Endgrund-
gehalts der Besoldungsgruppe des ersten Beförde-
rungsamts für beamtete Lehrkräfte des höheren 
Dienstes an Gymnasien;

g)	 Fachschulen für Sozialpädagogik (Berufskollegs), 
Fachschulen für Sozialwesen, Fachrichtung Ju-
gend- und Heimerziehung (Berufskollegs) und 
Fachschulen für Sozialwesen, Fachrichtung für 

halten zu den Kosten der Ausbildung während des 
Einführungspraktikums eine einmalige Zuwei-
sung aus der Finanzausgleichsmasse A.«

b)	 In Satz 2 wird das Wort »Dienstanfänger« durch 
das Wort »Auszubildenden« ersetzt.

c)	 In Satz 3 wird das Wort »Dienstanfänger« durch 
das Wort »Auszubildende« ersetzt.

19.	In § 29 a Satz 2 wird das Wort »Finanzministeriums« 
durch die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums« ersetzt.

20.	§ 29 c Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

	 »Dazu erhalten die Gemeinden sowie die Stadt- und 
Landkreise Zuweisungen, die im Jahr 2012 444 Mil-
lionen Euro und im Jahr 2013 477 Millionen Euro 
betragen.«

21.	In § 32 Absatz 1 und in § 33 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 wird jeweils die Angabe »§ 21 a,« gestrichen.

22.	In § 34 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort »Finanzminis
teriums« durch die Wörter » Finanz- und Wirtschafts-
ministeriums« ersetzt.

23.	In § 39 wird folgender Absatz angefügt:

	 »(35) Abweichend von § 11 Absatz 2 tragen die 
Stadt- und Landkreise die für ihr Gebiet vom Land 
zurück erstattete Grunderwerbsteuer in Höhe von 
55,5 Prozent, soweit es sich um die Rückerstattungen 
für bis zum 31. Dezember 2011 gezahlte Grunder-
werbsteuer handelt.«

Artikel 2

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 794) wird wie folgt geändert:

In § 78 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 wird der Betrag  
»13 Euro« durch den Betrag »22 Euro« ersetzt.

Artikel 3

Änderung der Beihilfeverordnung

Die Beihilfeverordnung vom 28. Juli 1995 (GBl. S. 561), 
zuletzt geändert durch Artikel 47 des Gesetzes vom  
9. November 2010 (GBl. S. 793, 978), wird wie folgt ge-
ändert:

1.	In § 6 a Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag »13 Euro« 
durch den Betrag »22 Euro« ersetzt.

2.	In § 15 Absatz 1 Satz 5 wird die Tabelle wie folgt ge-
ändert:

a)	 Die Zahl »75« wird durch die Zahl »94« ersetzt.

b)	 Die Zahl »60« wird durch die Zahl »75« ersetzt.

c)	 Die Zahl »90« wird durch die Zahl »113« ersetzt.

d)	 Die Zahl »80« wird durch die Zahl »100« ersetzt.

e)	 Die Zahl »120« wird durch die Zahl »150« ersetzt.
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hilfeverordnung innerhalb von drei Monaten ab dem Tag 
der Verkündung dieses Gesetzes auch rückwirkend bis 
zum Monat der Verkündung schriftlich widerrufen wer-
den.

(3) Die nach Artikel 3 Nummer 2 erhöhte Kostendämp-
fungspauschale findet Anwendung bei Aufwendungen, 
die nach dem 31. Dezember 2011 in Rechnung gestellt 
sind. Festsetzungen von Beihilfe bis zur Verkündung die-
ses Gesetzes bleiben jedoch unberührt; die erhöhte Kos-
tendämpfungspauschale (Differenz) wird bei der nächs-
ten Festsetzung von Beihilfe für im Jahr 2012 in 
Rechnung gestellte Aufwendungen berücksichtigt.

(4) Artikel 4 Nummern 1 und 3 treten am 1. August 2012 
in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 14. Februar 2012

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Warminski-Leitheusser

	 Bonde	 Stickelberger

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

		  Erler

Gesetz über die Anpassung von  
Dienst- und Versorgungsbezügen 2012  
sowie über die Einmalzahlung in 2011  

in Baden-Württemberg  
(BVAnpGBW 2012)

Vom 14. Februar 2012

Der Landtag hat am 10. Februar 2012 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Baden-Württemberg 2012

§ 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für

1.	die Beamten des Landes, der Gemeinden, der Gemein-
deverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes 

Heilerziehungspflege (Berufskollegs) 111,5 Pro-
zent des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe 
des ersten Beförderungsamts für beamtete Lehr-
kräfte des höheren Dienstes an beruflichen Schu-
len;

h)	 technische Berufsfachschulen und technische Fach
schulen 111,5 Prozent des Endgrundgehalts der Be-
soldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Realschulen;

i)	 die übrigen Berufsfachschulen und die übrigen 
Fachschulen vorbehaltlich der in § 25 getroffenen 
Regelung 104,4 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Realschulen;

j)	 technische Berufskollegs 103,3 Prozent des End-
grundgehalts der Besoldungsgruppe des Eingangs
amts für beamtete Lehrkräfte an Realschulen;

k)	 die übrigen Berufskollegs vorbehaltlich der in § 25 
getroffenen Regelung 93,0 Prozent des Endgrund-
gehalts der Besoldungsgruppe des Eingangsamts 
für beamtete Lehrkräfte an Realschulen.

	 Die sich aus Satz 1 Buchstaben a bis k ergebenden Be-
träge erhöhen sich um den jeweiligen Prozentsatz des 
zustehenden ehebezogenen Teils des Familienzu-
schlags zuzüglich des kinderbezogenen Teils des Fa-
milienzuschlags für zwei Kinder.«

3.	§ 18 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

	 »(4) Der Zuschuss an genehmigte Abendrealschulen, 
Abendgymnasien und Kollegs umfasst:

a)	 die Personalkosten für Lehrkräfte nach Maßgabe 
der jeweils geltenden Bestimmungen für die Vergü-
tung nebenberuflichen Unterrichts an öffentlichen 
Schulen;

b)	 bei Abendrealschulen je Klasse monatlich 3,3 Pro-
zent des Anfangsgrundgehalts der Besoldungsgruppe 
A 14, bei Abendgymnasien und bei Kollegs je Klasse 
monatlich 3,5 Prozent des Anfangsgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe A 15 für die Schulleitung;

c)	je Klasse monatlich 6 Prozent des Entgelts der Entgelt-
gruppe 9 Stufe 1 TV-L für das Verwaltungspersonal;

d)	die notwendigen Miet- und Bewirtschaftungskosten 
der Schulräume sowie die notwendigen sächlichen 
Kosten.«

Artikel 5

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 
in Kraft, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(2) Der nach Artikel 3 Nummer 1 erhöhte Betrag ist ab 
dem Monat zu leisten, in dem dieses Gesetz verkündet 
wird. Entgegen § 6 a Absatz 2 Satz 5 der Beihilfeverord-
nung kann die Erklärung nach § 6 a Absatz 2 der Bei
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(3) Absatz 1 Nummer 2 gilt entsprechend für die Grund-
gehaltssätze nach fortgeltenden Besoldungsordnungen 
und Besoldungsgruppen der Hochschullehrer.

(4) Der Erhöhungssatz nach Absatz 1 ist nach § 17 
LBesGBW um 0,2 Prozent vermindert.

(5) Die Erhöhung erfolgt für die Besoldungsgruppen A 5 
bis A 10 und die Anwärtergrundbeträge zum 1. März 
2012, für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. August 
2012. Abweichend von Satz 1 erfolgt die Erhöhung für 
die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung nach Anlage 
15 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg 
einheitlich zum 1. März 2012.

§ 3

Anpassung der Versorgung im Jahr 2012

(1) Für Versorgungsempfänger gilt die Erhöhung nach  
§ 2 für die dort aufgeführten Bezügebestandteile ent
sprechend, sofern diese Grundlage der Versorgung sind.

(2) Die Erhöhung nach § 2 gilt weiterhin entsprechend 
für

1.	�andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teil-
nahme an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen 
nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist und

2.	Grundvergütungen.

(3) § 19 Absatz 1 Satz 4 des Landesbeamtenversorgungs-
gesetzes Baden-Württemberg (LBeamtVGBW) findet 
bei den Erhöhungen nach Absatz 1 und 2 entsprechende 
Anwendung.

(4) Absatz 3 gilt weder für Empfänger von Übergangs-
geld nach § 64 LBeamtVGBW noch für die Empfänger 
eines Unterhaltsbeitrags durch Gnadenerweis oder Dis
ziplinarentscheidung, welcher sich in einem Prozentsatz 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den in 
Satz 1 genannten Fällen werden die der Berechnung zu-
grunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um 
den Faktor 0,96 angepasst.

(5) Bei Versorgungsempfängern, deren Versorgungs
bezügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 bis 
A 8 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum  
31. August 2006 geltenden Fassung oder ein Grundge-
halt nach Besoldungsgruppe A 5 bis A 8 des Landesbe
soldungsgesetzes Baden-Württemberg zugrunde liegt, 
vermindert sich das Grundgehalt ab 1. März 2012 um 
52,84 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 
die Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27 Absatz 
1 Buchstabe a oder b der Bundesbesoldungsordnungen A 
und B des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. 
August 2006 geltenden Fassung oder eine Strukturzulage 
nach § 46 LBesGBW bei Beginn des Ruhestands nicht 
zugrunde gelegen hat.

(6) Die Erhöhung gilt nicht für den Ausgleichsbetrag 
nach § 102 Absatz 3 Satz 1 LBeamtVGBW.

unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts,

2.	die Richter des Landes,

3.	die Empfänger von Amtsbezügen des Landes und

�4.	die Auszubildenden in öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnissen.

Ausgenommen sind die Ehrenbeamten und die ehren-
amtlichen Richter des Landes.

(2) Dieses Gesetz gilt auch für die Empfänger von Ver-
sorgungsbezügen aus dem in Absatz 1 genannten Perso-
nenkreis sowie für Anspruchsberechtigte auf Alters- und 
Hinterbliebenengeld.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften und ihre Verbände.

§ 2

Anpassung der Besoldung im Jahr 2012

(1) Im Jahr 2012 erhöhen sich 

1.	um 1,2 Prozent

a)	 die Grundgehaltssätze,

b)	 die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 oder 5 
des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg 
(LBesGBW) an den regelmäßigen Besoldungsan-
passungen teilnehmen,

c)	 der Familienzuschlag einschließlich des Anrech-
nungsbetrags,

d)	 die Amtszulagen sowie die Strukturzulage,

e)	 die Vergütungssätze der Mehrarbeitsvergütung,

f)	 die Anwärtergrundbeträge,

2.	um 17 Euro die nach Nummer 1 erhöhten Grundge-
haltssätze sowie

3.	um 6 Euro die nach Nummer 1 erhöhten Anwärter-
grundbeträge.

(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für

1.	die Grundgehaltssätze, die Höchstbeträge für Zu-
schüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzte Zuschüsse 
nach fortgeltenden Besoldungsordnungen und Besol-
dungsgruppen der Hochschullehrer,

2.	die in den Vorbemerkungen der Anlage II zum Bun-
desbesoldungsgesetz in der Fassung vom 3. Dezember 
1998 (BGBl. I S. 3435) in

a)	 Nummern 1 und 2 in festen Beträgen ausgewiese-
nen Zuschüsse zum Grundgehalt,

b)	 Nummer 2 b geregelte allgemeine Stellenzulage,

3.	die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder Re-
gelungen über künftig wegfallende Ämter.
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	 A 8				    260 Euro
	 A 9				    240 Euro
	 A 10				    230 Euro
	 A 11				    210 Euro
	 A 12				    180 Euro
	 A 13				    160 Euro
	 A 14				    150 Euro
	 A 15				    120 Euro
	 A 16				    100 Euro
	 R 1				    120 Euro
	 R 2				    100 Euro
	 W 1				    180 Euro
	 W 2				    160 Euro
	 C 1 kw			   160 Euro
	 C 2 kw			   120 Euro
	 C 3 kw			   100 Euro,

2.	Anwärter
	 Eingangsamt ge-
	 mäß Anlage 11
	 zu § 79 LBesGBW	 Betrag der Einmalzahlung
	 A 5 bis A 8			   90 Euro
	 A 9 bis A 11			   80 Euro
	 A 12				    70 Euro
	 A 13				    70 Euro
	 A 13 mit Strukturzulage		  70 Euro,

3.	Auszubildende in 
	 öffentlich-rechtlichen 
	 Ausbildungs-
	 verhältnissen		  Betrag der Einmalzahlung
	 Lehramtsanwärter 
	 (Bes.Gr. A 12 und A 13)		  70 Euro
	 Studienreferendare
	 (Bes.Gr. A 13 mit 
	 Strukturzulage)			  70 Euro.

(4) § 8 Absatz 1 und § 9 Absatz 1 Satz 1 LBesGBW gel-
ten entsprechend. Maßgebend sind die Verhältnisse des 
ersten Tages im Monat April 2011, für den Bezüge, An-
wärterbezüge oder eine Unterhaltsbeihilfe zustanden.

(5) Die Einmalzahlung wird allen Berechtigten nur ein-
mal gewährt; der Anspruch richtet sich gegen den Dienst-
herrn, der die Bezüge an dem Stichtag nach Absatz 4 
Satz 2 zu zahlen hat. Der Zahlung stehen Einmalzahlun-
gen aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen 
Dienst gleich.

(6) Am 1. April 2011 vorhandene Empfänger von laufen-
den Versorgungsbezügen, Altersgeld oder Hinterbliebe-
nengeld mit Ausnahme der Empfänger eines Unterhalts-
beitrags durch Gnadenerweis oder Disziplinarentscheidung 
und Empfänger von Übergangsgeld nach § 64 des Lan-
desbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg 
erhalten die in Absatz 3 genannte Einmalzahlung nach 
dem jeweils maßgebenden Ruhegehaltssatz oder Alters-
geldsatz und den Anteilsätzen des Witwen-, Waisen- oder 
Hinterbliebenengeldes sowie des Unterhaltsbeitrages. 

§ 4

Anpassung des Alters- und Hinterbliebenengeldes

Für das Alters- und Hinterbliebenengeld ist § 3 Absatz 1 
und 2 sinngemäß anzuwenden. 

§ 5

Familienrechtlicher Versorgungsausgleich  
nach der Ehescheidung

(1) Der Prozentsatz der Erhöhungen der beamtenrecht
lichen Versorgungsbezüge im Sinne von § 13 Absatz 2 
Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW beträgt 
für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 10 1,1 Prozent zum 
1. März 2012 und für die übrigen Besoldungsgruppen 
1,1 Prozent zum 1. August 2012. Die Erhöhung nach § 2 
Absatz 1 Nummer 2 gilt als Erhöhung um 0,57 Prozent 
in den Besoldungsgruppen A 1 bis A 9, um 0,41 Prozent 
in den Besoldungsgruppen A 10 bis A 12, um 0,27 Pro-
zent in den Besoldungsgruppen A 13 bis A 16, R 1 und 
R 2 sowie in den Besoldungsgruppen der Besoldungsord-
nungen C und W sowie um 0,17 Prozent in den übrigen 
Besoldungsgruppen. 

(2) Für das Altersgeld ist Absatz 1 entsprechend anzu-
wenden.

Artikel 2

Gesetz über die Einmalzahlung in 2011

(1) Im Geltungsbereich von § 1 des Gesetzes über die 
Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Ba-
den-Württemberg 2012 vorhandene

1.	Beamte und Richter mit Anspruch auf Dienstbezüge in 
den in Absatz 3 genannten Besoldungsgruppen, 

2.	Anwärter mit Anspruch auf Anwärterbezüge, 

3.	Auszubildende in öffentlich-rechtlichen Ausbildungs-
verhältnissen mit Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe, 
denen nach einer auf der Grundlage von § 88 Satz 7 
des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg 
(LBesGBW) erlassenen Rechtsverordnung Einmal-
zahlungen gewährt werden, 

erhalten eine Einmalzahlung, wenn sie an mindestens  
einem Tag im Monat April 2011 anspruchsberechtigt wa-
ren.

(2) Absatz 1 gilt auch für die Empfänger von Versor-
gungsbezügen, Alters- und Hinterbliebenengeld.

(3) Die Einmalzahlung beträgt für:

1.	Beamte und Richter

	 Besoldungsgruppe	 Betrag der Einmalzahlung
	 A 5				    280 Euro
	 A 6				    280 Euro
	 A 7				    270 Euro
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Anrechnungsvorschriften sowie Vorschriften über die 
anteilige Kürzung sind nicht anzuwenden.

Artikel 3

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom  
9. November 2010 (GBl. S. 793, 826) mit den Anlagen 6 
bis 13 und 15 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. März 2011 (GBl. S. 113, ber. S. 142) wird wie folgt 
geändert:

1.	§ 17 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 ein-
gefügt:

	 »(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten hinsichtlich des 
Alters- und Hinterbliebenengeldes entsprechend.«

b)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

2.	Die Anlagen 6 bis 13 und 15 werden durch die in der 
Anlage zu diesem Gesetz beigefügten neuen Anlagen 6 
bis 13 und 15 ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 911) wird wie 
folgt geändert:

  1.	In § 66 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe »82 Euro« 
durch die Angabe »84,64 Euro« ersetzt.

  2.	In § 67 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a wird die 
Angabe »1,78 Euro« durch die Angabe »1,84 Euro« 
ersetzt.

  3.	In § 67 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b wird die 
Angabe »1,33 Euro« durch die Angabe »1,38 Euro« 
ersetzt.

  4.	In § 67 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c wird die 
Angabe »0,89 Euro« durch die Angabe »0,92 Euro« 
ersetzt.

  5.	In § 67 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a wird die 
Angabe »1,18 Euro« durch die Angabe »1,21 Euro« 
ersetzt.

  6.	In § 67 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b wird die 
Angabe »0,79 Euro« durch die Angabe »0,82 Euro« 
ersetzt. 

  7.	In § 67 Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe »0,59 
Euro« durch die Angabe »0,61 Euro« ersetzt.

  8.	In § 67 Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe »0,76 Euro« 
durch die Angabe »0,79 Euro« ersetzt. 

  9.	In § 95 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a wird die 
Angabe »1,78 Euro« durch die Angabe »1,84 Euro« 
ersetzt.

Für die Berechnung der Einmalzahlung für Versorgungs-
empfänger der Besoldungsgruppen A 1 bis A 4, A 4 F und 
A 5 F, A 12 a, A 13 a, A 14 a, A 15 a sowie H 1 bis H 3 ist der 
in Absatz 3 genannte Betrag der Einmalzahlung nach den 
Besoldungsgruppen wie folgt zugrunde zu legen:

Besoldungsgruppe		 Einmalzahlung nach 
					     Besoldungsgruppe
A 1 bis A 4, A 4 F, A 5 F		  A 5
A 12 a				    A 12
A 13 a				    A 13
A 14 a				    A 14
A 15 a				    A 15
H 1					     C 1
H 2					     C 2
H 3					     C 3.

Zu den laufenden Versorgungsbezügen gehört auch der 
Mindestbelassungsbetrag nach Artikel 2 § 2 Absatz 3 
und Artikel 3 § 3 Absatz 4 des 2. Haushaltsstrukturgeset-
zes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. November 1989 (BGBl. I 
S. 2094). Bei Empfängern von Mindestversorgungsbezü-
gen gilt der jeweils maßgebende Mindestruhegehalts-
satz. Versorgungsberechtigte, bei deren Bezügeabrech-
nung ein Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz 
in der bis zum 30. Juni 1977 geltenden Fassung nicht zu-
grunde liegt, erhalten als Einmalzahlung 108 Euro; Wit-
wen, Witwer und versorgungsberechtigte geschiedene 
Ehegatten erhalten 60 Euro, Empfänger von Vollwaisen-
geld 22 Euro und Empfänger von Halbwaisengeld 13 
Euro. Satz 5 gilt entsprechend für Versorgungsempfän-
ger, deren Versorgungsbezüge sich nicht nach einer Be-
soldungsgruppe berechnen.

(7) Der Anspruch aus einem Dienst- oder Arbeitsverhält-
nis geht dem Anspruch aus einem Rechtsverhältnis als 
Versorgungsempfänger, als Altersgeld- oder Hinterblie-
benengeldempfänger vor. Der Anspruch aus einem 
Rechtsverhältnis als Versorgungsempfänger geht dem 
Anspruch aus dem Rechtsverhältnis als Altersgeld- oder 
Hinterbliebenengeldempfänger vor. Beim Zusammen-
treffen von Ruhegehalt oder Altersgeld mit Hinterbliebe-
nenversorgung bemisst sich die Einmalzahlung nach 
dem Ruhegehalt beziehungsweise nach dem Altersgeld; 
sie wird neben dem Ruhegehalt beziehungsweise dem 
Altersgeld gezahlt. Der Anspruch aus einem Rechtsver-
hältnis als Altersgeldempfänger geht dem Anspruch aus 
einem Rechtsverhältnis als Hinterbliebenengeldempfän-
ger vor. Der Anspruch aus einem späteren Rechtsverhält-
nis geht dem Anspruch aus einem früheren Rechtsver-
hältnis vor. Bleibt die Einmalzahlung nach den Sätzen 1 
bis 5 hinter dem Betrag der Einmalzahlung aus einem 
nachrangigen Rechtsverhältnis zurück, so ist der Diffe-
renzbetrag neben den Ansprüchen aus dem nachrangigen 
Rechtsverhältnis zu gewähren.

(8) Die Zahlung bleibt bei sonstigen Besoldungs- und 
Versorgungsleistungen unberücksichtigt; Ruhens- und 
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Artikel 6

Berechnungsvorschriften

Bei der Berechnung der Erhöhungen sind sich ergebende 
Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzurunden und Bruch-
teile von 0,5 und mehr aufzurunden.

Artikel 7

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in Kraft, soweit 
in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Artikel 3 Nummer 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011, Artikel 4 und Artikel 5 treten am 1. März 2012 in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 14. Februar 2012

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Warminski-Leitheusser

	 Bonde	 Stickelberger

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

		  Erler

10.	In § 95 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b wird die 
Angabe »1,33 Euro« durch die Angabe »1,38 Euro« 
ersetzt.

11.	In § 95 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c wird die 
Angabe »0,89 Euro« durch die Angabe »0,92 Euro« 
ersetzt.

12.	In § 95 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a wird die 
Angabe »1,18 Euro« durch die Angabe »1,21 Euro« 
ersetzt.

13.	In § 95 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b wird die 
Angabe »0,79 Euro« durch die Angabe »0,82 Euro« 
ersetzt. 

14.	In § 95 Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe »0,59 
Euro« durch die Angabe »0,61 Euro« ersetzt.

15.	In § 95 Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe »0,76 Euro« 
durch die Angabe »0,79 Euro« ersetzt. 

Artikel 5

Änderung der Erschwerniszulagenverordnung 
Baden-Württemberg

Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württem-
berg vom 30. November 2010 (GBl. S. 994), geändert 
durch § 3 des Gesetzes vom 15. März 2011 (GBl. S. 103, 
104), wird wie folgt geändert:

1.	In § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 wird jeweils die An-
gabe »2,97 Euro« durch die Angabe »3,01 Euro« er-
setzt.

2.	In § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4 wird jeweils die An-
gabe »2,97 Euro« durch die Angabe »3,01 Euro« er-
setzt.

3.	In § 13 wird die Angabe »1,42 Euro« durch die An-
gabe »1,44 Euro« ersetzt. 
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Gesetz über die Feststellung  
des Staatshaushaltsplans von Baden-

Württemberg für das Haushaltsjahr 2012 
(Staatshaushaltsgesetz 2012 – StHG 2012)

Vom 15. Februar 2012

Der Landtag hat am 15. Februar 2012 das folgende Ge-
setz beschlossen:

§ 1

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Staatshaus-
haltsplan des Landes Baden-Württemberg wird in Ein-
nahme und Ausgabe festgestellt auf 38 847 173 800 Euro.

§ 2

(1) Auf Grund der Zentralisierung des Dienstreisema
nagements sind insgesamt 131,5 Stellen bis 2016 einzu-
sparen. Von den im Staatshaushaltsplan in den Stellen-
plänen und Stellenübersichten ausgewiesenen Planstellen 
und anderen Stellen sowie bei Stellen der Landesbetriebe 
sind im Jahr 2012 insgesamt in Abgang zu stellen:

	   Stellen 2012

Epl. 03 – IM	 15,0
Epl. 04 – KM	 3,0
Epl. 06 – MFW	 6,5
Epl. 08 – MLR	 1,0
Epl. 14 – MWK	 0,5

Zusammen	 26,0

Diese wegfallenden Stellen sind ab dem 1. Januar 2012 
gesperrt. Sie sind in einem Nachtrag zum Staatshaus-
haltsplan 2012 oder im Staatshaushaltsplan 2013/14 in 
Abgang zu stellen.

(2) Im Rahmen des sogenannten 1.480-Stelleneinspar-
programms sind von den im Staatshaushaltsplan in den 
Stellenplänen und Stellenübersichten ausgewiesenen 
Planstellen und anderen Stellen sowie bei Stellen der 
Landesbetriebe im Jahr 2012 insgesamt in Abgang zu 
stellen:

	   Stellen 2012

Epl. 02 – StM	 2,0
Epl. 03 – IM	 87,0
Epl. 04 – KM	 9,0
Epl. 05 – JuM	 6,0
Epl. 06 – MFW	 44,0
Epl. 08 – MLR	 17,0
Epl. 09 – SM	 1,0
Epl. 10 – UM	 2,0
Epl. 14 – MWK	 19,0

Zusammen	 187,0

(3) Zusätzlich wird für die im Rahmen der Regierungs-
neubildung geschaffenen Neustellen ohne kw-Vermerk 
ein Stelleneinsparprogramm festgelegt. In den Jahren 
2012 bis 2016 sind insgesamt 147 Stellen einzusparen. 
Von den im Staatshaushaltsplan in den Stellenplänen und 
Stellenübersichten ausgewiesenen Planstellen und ande-
ren Stellen sowie bei Stellen der Landesbetriebe sind im 
Jahr 2012 insgesamt in Abgang zu stellen:

	   Stellen 2012

Epl. 02 – StM	 1,5
Epl. 03 – IM	 3,0
Epl. 04 – KM	 2,0
Epl. 05 – JuM	 1,5
Epl. 06 – MFW	 6,0
Epl. 08 – MLR	 3,0
Epl. 09 – SM	 2,5
Epl. 10 – UM	 3,0
Epl. 13 – MVI	 1,0
Epl. 14 – MWK	 2,0
Epl. 15 – IntM	 0,5

Zusammen	 26,0

(4) Die 2012 wegfallenden Stellen der Absätze 2 und 3 
sind ab dem 1. September 2012 gesperrt. Sie sind in ei-
nem Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 2012 oder im 
Staatshaushaltsplan 2013/14 in Abgang zu stellen.

(5) Der Abbau von Stellen des höheren Dienstes der Bes.
Gr. A 16 bis Bes.Gr. B 2 kann mit dem Faktor 1,5, der 
Bes.Gr. B 3 und B 4 mit dem Faktor 2,0 und der Bes. Gr. 
B 5 und höher mit dem Faktor 2,5 auf die Ein
sparkontingente angerechnet werden. 

(6) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft ist 
ermächtigt, auf Grund von durch Veränderungen der 
Geschäftsbereiche erfolgenden Stellenumsetzungen die 
Verteilung der Stelleneinsparauflagen auf die Ressorts 
nach Absatz 1 bis 3 neu festzusetzen. 

(7) Soweit die Zahl der jährlich in Abgang gestellten 
Stellen nicht ausreicht, um die Einsparquote des Einzel-
plans zu erfüllen, erhöht sich die Einsparquote des darauf 
folgenden Jahres entsprechend. Eine weitere Verlänge-
rung ist nur bei den Stelleneinsparungen gemäß Absatz 2 
bis spätestens in das Jahr 2016 möglich. Für jede zu we-
nig gestrichene Stelle sind jährlich Sachmittel in Höhe 
von 47 300 Euro im Einzelplan einzusparen. Für Landes-
betriebe nach § 26 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
kann eine Stelleneinsparung durch eine dauerhafte Kür-
zung der Zuführungsrate um einen Betrag von 47 300 
Euro je Stelle erwirtschaftet werden. Werden in einem 
Einzelplan über die Einsparquote hinaus Stellen gestri-
chen, erhält dieser Einzelplan für jede dieser zusätzlich 
eingesparten Stellen im folgenden Haushaltsjahr zusätz-
liche Sachmittel in Höhe von 47 300 Euro. 

(8) Zur Erwirtschaftung der Effizienzrendite bei den im 
Zuge der Verwaltungsstrukturreform in die Regierungs-
präsidien oder andere Landesbehörden eingegliederten 
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ligt ist, gelten für die gesamte Dauer der Alters-
teilzeit mit einem Stellenanteil von 50 vom 
Hundert als besetzt. Zudem kann aus der Plan-
stelle der Zuschlag nach § 101 Absatz 7 LBesGBW 
gezahlt werden. Sätze 1 und 2 der Nummer 3.2 
gelten auch, wenn die Altersteilzeit in eine Ar-
beits- und Freizeitphase aufgeteilt (Blockmodell) 
wird; in diesem Fall sind während der Arbeits-
phase 50 vom Hundert der Stelle gesperrt und dür-
fen in dieser Zeit auch nicht anderweitig in An-
spruch genommen werden.

	W ird teilzeitbeschäftigten schwerbehinderten Beam-
ten oder Richtern Altersteilzeit gewährt, sind die vor-
stehenden Regelungen entsprechend anzuwenden mit 
der Maßgabe, dass der Umfang der für die Bemessung 
der Altersteilzeit maßgebenden bisherigen Arbeitszeit 
zu Grunde zu legen ist.

4.	In den Fällen von unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung 
nach § 69 Absatz 3 LBG dürfen sich ergebende freie 
Stellenbruchteile für die Beschäftigung von Beamten 
im Eingangsamt bzw. Richtern auf Probe genutzt wer-
den; dabei können die freien Stellenbruchteile von bis 
zu vier Planstellen zusammengerechnet werden. Num-
mer 1 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.

Für die in den Stellenübersichten ausgebrachten Stellen 
für Arbeitnehmer (Tit. 428 01) gilt Nummer 1 ent
sprechend. Für diese Stellen kann das Ministerium für 
Finanzen und Wirtschaft bei Altersteilzeit nach dem Ta-
rifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit vom  
5. Mai 1998 weitere Ausnahmen zur Inanspruchnahme 
von Stellenbruchteilen zulassen. Wird die Altersteilzeit-
arbeit in eine Arbeits- und eine Freistellungsphase aufge-
teilt, kann das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft 
ferner zulassen, dass während der Arbeitsphase kosten-
mäßig nicht in Anspruch genommene Stellenanteile in 
die Freistellungsphase übertragen und besetzbaren Stel-
lenanteilen hinzugerechnet werden können.

(2) Bei Kap. 0405 bis 0428 – Schulbereich – können die 
Lehrerstellen (Tit. 422 01 und 428 01) abweichend von 
Absatz 1 unter Inanspruchnahme von Stellenbruchteilen 
des jeweils maßgebenden Regelstundenmaßes besetzt 
werden; bei Beamten (Tit. 422 01) zwischen 50 und 100 
vom Hundert, bei Arbeitnehmern (Tit. 428 01) ohne Be-
schränkung. Jedoch darf die Zahl der Arbeitnehmer, die 
unter 50 vom Hundert beschäftigt sind, nicht über 2000 
hinausgehen. Die den Beschäftigungszeiten entsprechen-
den Stellen und Stellenbruchteile dürfen zusammenge-
fasst die Gesamtzahl der in den Stellenplänen und Stel-
lenübersichten der einzelnen Kapitel veranschlagten 
Lehrerstellen nicht überschreiten.

(3) Für die bei den Kap. 0405 bis 0428 Tit. 422 01 ge-
führten Lehrkräfte, die sich nach der AzUVO in Eltern-
zeit befinden, werden für die Dauer der Elternzeit die 
erforderlichen Leerstellen der entsprechenden Besol-
dungsgruppen geschaffen. Absatz 2 letzter Satz gilt für 
die Bewirtschaftung entsprechend. Aus den Leerstellen 

Behörden und Einrichtungen wurden 3,0 Stellen im Be-
reich höherer Dienst bei den Landratsämtern bis Ende 
2011 nicht erbracht. In 2012 sind die zu streichenden 
Stellen zu benennen und bis spätestens Ende 2013 in Ab-
gang zu stellen.

§ 3

(1) Die Besetzung von Planstellen mit teilzeitbeschäftig-
ten planmäßigen Beamten und Richtern ist wie folgt zu
lässig:

1.	Eine Planstelle darf auch mit zwei zu je 50 vom Hun-
dert teilzeitbeschäftigten oder, soweit nach dem Lan-
desbeamtengesetz (LBG) zulässig, mit drei zu je min-
destens 30 vom Hundert außerhalb § 69 Absatz 3 LBG 
unterhälftig teilzeitbeschäftigten Beamten oder Rich-
tern besetzt werden. Bei unterhälftiger Teilzeit darf die 
Gesamtarbeitszeit der drei Beamten oder Richter die 
regelmäßige Gesamtarbeitszeit von einem Beamten 
oder Richter nicht überschreiten. Zwei Planstellen 
dürfen auch mit drei, drei Planstellen mit vier teilzeit-
beschäftigten Beamten oder Richtern besetzt werden. 
Dabei darf die Gesamtarbeitszeit dieser drei bzw. vier 
Beamten oder Richter die regelmäßige Gesamtarbeits-
zeit von zwei bzw. drei vollbeschäftigten Beamten 
oder Richtern nicht übersteigen.

2.	Abweichend von Nummer 1 darf eine Planstelle auch 
mit zwei, zwei Planstellen dürfen mit drei und drei 
Planstellen mit vier nach § 69 Absatz 3 LBG unterhälf-
tig teilzeitbeschäftigten Beamten oder Richtern besetzt 
werden. Dabei sind für den Umfang der von diesen Be-
amten oder Richtern besetzten Planstellen weiterhin die 
Verhältnisse vor Antritt der Elternzeit nach der Arbeits-
zeit- und Urlaubsverordnung (AzUVO) vom 29. No-
vember 2005 (GBl. S. 716), zuletzt geändert durch Ar
tikel 44 des Gesetzes vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 973), maßgebend.

3.	Planstellen für Beamte und Richter, denen auf Grund 
von

	 3.1 �§ 70 LBG und § 7 c Landesrichtergesetz als 
Schwerbehinderte Altersteilzeit bewilligt ist, gel-
ten für die gesamte Dauer der Altersteilzeit mit 
einem Stellenanteil von 60 vom Hundert als 
besetzt. Zudem kann aus der Planstelle der Zu-
schlag nach § 69 Landesbesoldungsgesetz Ba
den-Württemberg (LBesGBW) und erforder
lichenfalls ein Ausgleich nach § 70 LBesGBW 
gezahlt werden. Sätze 1 und 2 der Nummer 3.1 
gelten auch, wenn die Altersteilzeit in eine Ar-
beits- und Freizeitphase aufgeteilt (Blockmodell) 
wird; in diesem Fall sind während der Arbeits-
phase 40 vom Hundert der Stelle gesperrt und 
dürfen in dieser Zeit auch nicht anderweitig in 
Anspruch genommen werden.

	 3.2 �Artikel 62 § 4 Nummer 3 Dienstrechtsreform
gesetz als Schwerbehinderte Altersteilzeit bewil-
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3.	für die Entgelte der Arbeitnehmer einschließlich der 
Teile der Entgelte, die in den Erläuterungen zu dem 
Tit. 428 01 nicht besonders aufgeführt sind,

4.	für die Bezüge der außertariflichen Beschäftigten, die 
sich nach Besoldungs- oder Tarifrecht richten,

5.	für die durch den Haushaltsplan oder durch Richt
linien festgelegten Aufwandsentschädigungen in fes
ten Monatsbeträgen,

6.	für die Unterhaltsbeihilfen an Auszubildende in öf-
fentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnissen (§ 88 
LBesGBW).

Für Leistungsbezüge an Beamte in Ämtern der Landes-
besoldungsordnung W bleibt Absatz 11 unberührt.

Insoweit geleistete Mehrausgaben sind bei den einzel-
nen Titeln als planmäßige Ausgaben zu behandeln. 
Dasselbe gilt für Mehrausgaben auf Grund gesetzlicher 
oder tariflicher Bestimmung, die dadurch entstehen, 
dass Stellen nach Maßgabe der VV-LHO mit Bediens
teten in vergleichbaren oder niedrigeren Besoldungs- 
oder Entgeltgruppen in Anspruch genommen werden. 
Der Gesamtbetrag der Personalmehrausgaben ist in der 
Landeshaushaltsrechnung anzugeben; für die Feststel-
lung der Mehrausgaben am Ende des Haushaltsjahres 
sind die Tit. 421 01, 422 01, 422 03 und 428 01 gegen
seitig deckungsfähig. Rücklagen nach § 42 a LHO kön-
nen zur Deckung der Mehrausgaben herangezogen wer-
den.

(8) Wird durch die anderweitige Verwendung die Verset-
zung eines Beamten in den Ruhestand wegen Dienst
unfähigkeit vermieden oder werden Einsparungen durch 
die Reaktivierung eines wegen Dienstunfähigkeit in den 
Ruhestand versetzten Beamten erzielt, erhält die Verwal-
tung, die den Beamten beschäftigt, für jedes volle Jahr 
der anderweitigen Verwendung oder Wiederverwendung 
aus Kap. 1212 Tit. 461 01 zusätzliche Personal- oder 
Sachmittel in Höhe des Dreifachen des Endgrundgehalts 
der Besoldungsgruppe des Beamten. Die erforderlichen 
Mittel können vom Ministerium für Finanzen und Wirt-
schaft in entsprechender Anwendung von § 50 Absatz 1 
LHO umgesetzt werden.

(9) Wird ein dienstunfähiger Beamter zur Vermeidung 
einer Versetzung in den Ruhestand bei einer anderen Ver-
waltung im Landesdienst weiterverwendet, so kann er 
abweichend von § 49 Absatz 1 LHO auch auf einer Plan-
stelle in einer niedrigeren Besoldungsgruppe seiner 
Laufbahn oder einer anderen Laufbahn seiner Laufbahn-
gruppe, oder auf einer anderen Stelle in einer Entgelt-
gruppe, die als derselben Laufbahngruppe zugehörig an-
zusehen ist, geführt werden. Wird ein Ruhestandsbeamter 
nach Wiederherstellung der Dienstfähigkeit erneut beru-
fen, gilt Satz 1 bis zum Freiwerden einer seinem Amt 
entsprechenden Planstelle. 

(10) Beamte mit begrenzter Dienstfähigkeit (§ 27 Absatz 1 
Beamtenstatusgesetz – BeamtStG) sind nach dem Um-
fang der gemäß § 27 Absatz 2 Satz 1 BeamtStG herabge-

darf nur das Mutterschaftsgeld nach § 39 AzUVO be-
zahlt werden.

(4) Außerhalb der Kap. 0405 bis 0428 kann das Ministe-
rium für Finanzen und Wirtschaft im Jahresdurchschnitt 
für bis zu 80 vom Hundert der Planstellen von Beamten, 
die sich in Elternzeit befinden und bei denen für die Neu-
besetzung der Planstelle ein unabweisbares Bedürfnis 
besteht, für die Dauer der Elternzeit Leerstellen der ent-
sprechenden Besoldungsgruppe mit dem Vermerk künf-
tig wegfallend schaffen. Die Schaffung der Leerstellen 
ist auf Fälle beschränkt, bei denen auf der freiwerdenden 
Planstelle Beamte im Eingangsamt geführt werden. § 3 
Absatz 3 Satz 3 sowie § 50 Absatz 5 Satz 2 LHO gelten 
entsprechend.

(5) Soweit es für die Regulierung von Störfällen im 
Rahmen des Vorgriffsstundenmodells für Lehrkräfte 
nach Abschnitt V der Verwaltungsvorschrift des Minis
teriums für Kultus, Jugend und Sport über die Arbeits-
zeit der Lehrer an öffentlichen Schulen vom 10. 
November 1993, zuletzt geändert durch Verwaltungs
vorschrift vom 11. Februar 2010 (Kultus und Unterricht 
2010, S. 133), erforderlich ist, dürfen aus freien besetz-
baren Stellen oder Stellenbruchteilen Ausgleichszah-
lungen auf Grund § 71 LBesGBW bezahlt bzw. rück-
wirkende Erhöhungen des Teilzeitfaktors zum Zeitpunkt 
der Leistungsstörung ausgeglichen werden. Die den 
Beschäftigungszeiten entsprechenden Stellen und Stel-
lenbruchteile dürfen zusammengefasst die Gesamtzahl 
der in den Stellenplänen und Stellenübersichten der 
einzelnen Kapitel veranschlagten Stellen nicht über-
schreiten. Eine zusätzliche Bewilligung von Stellen 
oder Mitteln zur Regulierung von Störfällen ist ausge-
schlossen.

(6) Beamte auf Planstellen außerhalb der Kap. 0405 bis 
0428, die auf Grund einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
züge gemäß den §§ 71 ff. LBG bereits auf einer Leer-
stelle geführt werden und deren Beurlaubung nach den  
§§ 71 ff. LBG zum unmittelbaren Wechsel in die Eltern-
zeit nach der AzUVO beendigt wird, können während 
der Elternzeit weiterhin auf der Leerstelle für  
die Beurlaubung nach den §§ 71 ff. LBG geführt werden.

(7) Für die bei Tit. 421 01 ausgebrachten Amtsgehälter 
des Ministerpräsidenten, der Minister und der Staats
sekretäre sowie für die in den Stellenplänen und Stellen-
übersichten bei den Tit. 422 01, 422 03, 428 01 bewillig-
ten Stellen dürfen Ausgaben auf Grund gesetzlicher oder 
tariflicher Bestimmung auch über die Haushaltsansätze 
hinaus geleistet werden. Dies gilt

1.	für die Leistungen nach § 10 Ministergesetz,

2.	für die Besoldungsbezüge der Beamten und Richter  
(§ 1 Absatz 2 und 3 LBesGBW) einschließlich der 
Zuführung an die Versorgungsrücklage nach § 17 
LBesGBW mit Ausnahme der Zulagen und Vergütun-
gen, die nicht in festen Monatsbeträgen festgelegt 
sind,
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dass die Stelleninhaber nach Auslaufen der Ausgabener-
stattung auf freie Stellen ihres Stellenplanes bzw. ihrer 
Stellenübersichten übernommen werden können.

Die Planstellen und Stellen sind jeweils im nächsten 
Staatshaushaltsplan mit entsprechendem Haushaltsver-
merk zu veranschlagen.

(14) Aus Studiengebühren unbefristet beschäftigte Ar-
beitnehmer der Hochschulen werden bis 31. März 2012 
aus vereinnahmten Studiengebühren finanziert.

(15) Bei Abordnungen können in der Zeit, in der die Mit-
tel besetzter Planstellen für laufende monatliche Besol-
dungsbezüge des Stelleninhabers nicht benötigt werden, 
aus dringenden dienstlichen Gründen Beamte im Ein-
gangsamt als Ersatzkräfte innerhalb desselben Kapitels 
zusätzlich geführt werden.

(16) In insgesamt bis zu 60 Einzelfällen kann im Be-
reich des Nichtvollzugsbereich der Polizei und bei bis 
zu 10 Einzelfällen im Geschäftsbereich des Ministe
riums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft VV 
Nummer 4 zu § 49 LHO ausnahmsweise auch auf Er-
satzkräfte angewendet werden, deren Weiterbeschäfti-
gung aus dienstlichen Gründen dringend notwendig ist 
und die aus arbeitsrechtlichen Gründen in ein unbe
fristetes Beschäftigungsverhältnis übernommen werden 
müssen. Dabei ist sicherzustellen, dass diese Ersatz-
kräfte für die Weiterbeschäftigung auf freien Stellen 
oder, soweit dies nicht möglich ist, auf Stellen geführt 
werden, die für laufende Bezüge an die Stelleninhaber 
nicht benötigt werden.

(17) Soweit Schulzusammenlegungen im Zusammen-
hang mit der Bildung der neuen Schulart Werkrealschule 
zu einer höheren besoldungsgesetzlichen Einstufung der 
Ämter von Schulleitern und ihrer Stellvertreter führen, 
gelten nach Abstimmung zwischen dem Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport und dem Ministerium für Fi-
nanzen und Wirtschaft die entsprechenden Planstellen 
nach Maßgabe der besoldungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zu dem Schuljahresbeginn als geschaffen, ab dem 
die schulorganisatorische Maßnahme genehmigt wird. 
Die hierbei freiwerdenden Planstellen für Schulleiter und 
ihre Stellvertreter sind in Planstellen des jeweiligen Ein-
gangsamts der betroffenen Laufbahnen – soweit erfor-
derlich mit Bezugsvermerk – umgewandelt. Die Ände-
rungen sind im nächsten Staatshaushaltsplan zu 
veranschlagen. Die Finanzierung der hieraus entstehen-
den Mehrausgaben wird durch Einsparungen innerhalb 
der Schulkapitel des Epl. 04 nachgewiesen.

(18) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, die notwendigen Stellen zur Umsetzung der 
Landtagsbeschlüsse zur Amokprävention und der En-
quetekommission »Fit fürs Leben in der Wissens
gesellschaft – berufliche Schulen, Aus- und Weiterbil-
dung« zu schaffen, soweit sichergestellt ist, dass die 
Personalausgaben (bei Planstellen einschließlich Zufüh-
rung zum Versorgungsfonds) vollständig im Rahmen der 

setzten Arbeitszeit auf einer ihrem Amt entsprechenden 
Planstelle zu führen. Von § 8 Absatz 1 LBesGBW abwei-
chende Besoldungszahlungen gemäß § 9 LBesGBW 
bleiben bei der Inanspruchnahme der Planstelle unbe-
rücksichtigt. Danach freie Planstellenanteile können im 
Rahmen des Absatzes 1 besetzt werden.

(11) Aus den bei den Kap. 0321, 0504, 1410, 1414, 1415, 
1419, 1420, 1426 bis 1464, 1468 und 1470 bis 1477 Tit. 
422 01 und 428 01 sowie bei Kap. 1221 Tit. 422 91 und 
422 95, Kap. 1403 Tit. 422 77 und 428 77, Kap. 1410 Tit. 
682 97 A, Kap. 1412 Tit. 682 01, 682 96 A und 682 97 A, 
Kap. 1415 Tit. 682 97, Kap. 1417 Tit. 682 94 und 682 95, 
Kap. 1418 Tit. 682 01 und Kap. 1421 Tit. 682 01 und 682 
97 veranschlagten Mitteln werden auch die Leistungsbe-
züge nach dem Landesbesoldungsgesetz in Verbindung mit 
der Leistungsbezügeverordnung sowie die Zulage für Juni-
orprofessoren und Juniordozenten nach Maßgabe des § 59 
LBesGBW gezahlt. Der Vergaberahmen für Leistungsbe-
züge erhöht sich nach näherer Bestimmung des Ministeri-
ums für Finanzen und Wirtschaft und des jeweiligen Fach-
ressorts um Einsparungen aus der vorübergehenden 
Nichtbesetzung von besetzbaren Professorenstellen bei Tit. 
422 01, 428 01, 682 01, 682 94, 682 95, 682 96 A, 682 97 
und 682 97 A.

Nicht in Anspruch genommene Mittel für Leistungsbe-
züge auf der Grundlage des Vergaberahmens sowie nicht 
in Anspruch genommene Mittel für die Zulage für Ju
niorprofessoren und Juniordozenten auf der Grundlage 
des Zulagevolumens werden übertragen und für den Ge-
schäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst zentral bei Kap. 1403 Tit. 422 01 als 
Ausgaberest gebildet. Das Fachressort prüft die Ab
rechnung der Besoldungsausgaben und stellt die für die 
Leistungsbezüge und die Zulage zweckgebundenen nicht 
verausgabten Mittel im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium für Finanzen und Wirtschaft fest.

Die Ausgabeermächtigung bei Kap. 1410 bis 1421, 1426 
bis 1464, 1468 und 1470 bis 1477 Tit. 422 01 und 428 01 
erhöht sich um die Einnahmen für Leistungsbezüge nach 
§ 39 Absatz 6 Nummer 2 LBesGBW, für Forschungs- 
und Lehrzulagen nach § 60 LBesGBW sowie für Funkti-
onszulagen nach § 61 LBesGBW bei Kap. 1410 bis 1421 
Tit. 281 01, Kap. 1426 bis 1464 Tit. 281 92 und Kap. 
1470 bis 1477 Tit. 282 84.

(12) Die bei den Kap. 1470 bis 1474 Tit. 428 01 aus
gebrachten Stellen für Professoren im außertariflichen 
Beschäftigungsverhältnis werden mit Ausscheiden des 
Stelleninhabers schlüsselgerecht in Planstellen der Be-
soldungsgruppe W2/W3 (Professor an einer Kunsthoch-
schule) umgewandelt.

(13) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, bei Hochschulen Planstellen für Beamte so
wie Stellen für Arbeitnehmer zu schaffen, wenn die Per-
sonalausgaben (bei Planstellen grundsätzlich einschließ-
lich Versorgungszuschlag) vollständig von dritter Seite 
erstattet werden und die Hochschulen gewährleisten, 
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vorangegangenen Haushaltsjahres nicht aufgenom-
men wurden und zur Deckung benötigt werden.

Die Ermächtigung kann im Rahmen der haushaltsrecht
lichen Vorschriften übertragen werden. Auf die Kredit
ermächtigung ist bei Diskontpapieren der Nettobetrag 
anzurechnen. Die Kreditaufnahme kann auch in fremder 
Währung erfolgen, wenn das damit verbundene Wech-
selkursrisiko bezüglich des Kapitals und der zu zahlen-
den Zinsen in voller Höhe durch Wechselkurssicherungs-
geschäfte ausgeschlossen wird.

(2) Die Kreditermächtigung des Absatzes 1 erhöht sich 
um die Beträge, die im Haushaltsjahr 2012 zur Tilgung 
von Krediten erforderlich sind. Sie erhöht sich ferner um 
die Beträge, die zur Anschlussfinanzierung von vorzeitig 
getilgten Darlehen notwendig sind.

(3) Die Kreditermächtigung des Absatzes 1 vermindert 
sich um die Einnahmen bei Kap. 1209 Tit. 356 04, die bei 
der Veräußerung von Landesimmobilien unter Mitwir-
kung der inzwischen aufgelösten Landesimmobilienge-
sellschaft anfallen.

(4) Der Bestand der Vereinbarungen nach § 18 Absatz 7 
LHO darf höchstens 25 vom Hundert der Kreditmarkt-
schulden am Ende des vorangegangenen Haushaltsjahres 
zuzüglich 25 vom Hundert der für Anschlussfinanzierun-
gen im Finanzplanungszeitraum fällig werdenden Til-
gungen betragen. Vereinbarungen, deren Zinsänderungs-
risiko durch ein Gegengeschäft aufgelöst ist, sind auf 
diesen Höchstbetrag nicht anzurechnen.

(5) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff 
auf die Kreditermächtigung des nächsten Haushaltsjah-
res Kredite bis zur Höhe von 2 vom Hundert des in § 1 
für das laufende Haushaltsjahr festgestellten Betrags auf-
zunehmen. Die danach aufgenommenen Kredite sind auf 
die Kreditermächtigung des nächsten Haushaltsjahres 
anzurechnen.

(6) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, zur vorübergehenden Verstärkung der Be-
triebsmittel Kassenverstärkungskredite bis zu 6 vom 
Hundert des in § 1 für das jeweilige Haushaltsjahr fest-
gestellten Betrags aufzunehmen. Über den sich danach 
ergebenden Betrag hinaus kann das Ministerium für Fi-
nanzen und Wirtschaft im einzelnen Haushaltsjahr wei-
tere Kassenverstärkungskredite aufnehmen, soweit es 
von der Kreditermächtigung nach Absatz 1 keinen Ge-
brauch macht.

(7) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, zweckbestimmte, den Haushalt durchlau-
fende Darlehen vor allem aus Mitteln des Bundes in 
Höhe der dem Land hierfür zur Verfügung gestellten Be-
träge aufzunehmen.

(8) Die Finanzierungsermächtigung des Ministeriums für 
Finanzen und Wirtschaft für das Behördenbauprogramm, 
zuletzt durch § 6 Absatz 2 des Gesetzes über die Feststel-
lung eines Vierten Nachtrags zum Staatshaushaltsplan 

haushaltsrechtlichen Ermächtigungen bei Kap. 1212 Ti-
telgruppe 70 und 71 finanziert werden.

(19) Landesbetriebe nach § 26 LHO, denen nach § 6 Ab-
satz 8 die dezentrale Finanzverantwortung gemäß § 7 a 
Absatz 1 LHO übertragen wurde, können die im Rahmen 
der dezentralen Finanzverantwortung erwirtschafteten 
Mittel zur Vergabe von Leistungsprämien gemäß § 76 
LBesGBW verwenden.

(20) Außerhalb der Kap. 0405 bis 0428 – Schulbereich – 
und der Bereiche, die die Personalausgabenbudgetierung 
gemäß § 6 a Absatz 1 erproben, wird zum Ausgleich für 
die Beschäftigung einer zeitlich befristeten Vertretung 
während des Freistellungsjahrs bzw. der Freistellungs-
jahre die Stelle des Beamten, der das Freistellungsjahr 
bzw. die Freistellungsjahre in Anspruch nimmt, während 
der Gesamtdauer der Teilzeitbeschäftigung gemäß § 69 
Absatz 5 LBG in Höhe des Unterschieds zwischen dem 
durch den Beamten belegten Stellenanteil und dem Stel-
lenanteil, den der Beamte vor Antritt der Teilzeitbeschäf-
tigung gemäß § 69 Absatz 5 LBG belegt hat, gesperrt.

§ 3 a

Auf den entsprechend gekennzeichneten Stellen des Ein-
zelplans dürfen auch Beschäftigte geführt werden, die 
nach § 4 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 2, nach § 8 
Absatz 1 und 3, nach § 9 Absatz 3 Buchstabe a oder nach 
§ 17 Absatz 7 Satz 3 des Tarifvertrags zur Überleitung 
der Beschäftigten der Länder in den TV-L und zur Rege-
lung des Übergangsrechts (TVÜ-Länder) in einer höhe-
ren Entgeltgruppe eingruppiert sind als dies nach § 17 
Absatz 7 Satz 1 in Verbindung mit Anlage 4 TVÜ-Län-
der für ab dem 1. November 2006 stattfindende Eingrup-
pierungsvorgänge vorgesehen ist. Unter diesen Voraus-
setzungen können Beschäftigte auf einer Stelle

–	 der Entgeltgruppe 2 höchstens nach Entgeltgruppe 3,

–	 der Entgeltgruppe 3 höchstens nach Entgeltgruppe 5,

–	 der Entgeltgruppe 5 höchstens nach Entgeltgruppe 6,

–	 der Entgeltgruppe 6 höchstens nach Entgeltgruppe 8 
bzw. (bei Lehrkräften) 9,

–	 der Entgeltgruppe 8 höchstens nach Entgeltgruppe 9,

–	 der Entgeltgruppe 13 höchstens nach Entgeltgruppe 14

bezahlt werden. Von der in den Fußnoten der Stellen
übersichten zum Staatshaushaltsplan genannten Anzahl 
kann bei Vorliegen der oben genannten tarifrechtlichen 
Voraussetzungen abgewichen werden.

§ 4

(1) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben folgende Kredite 
am Kreditmarkt aufzunehmen:

1.	im Haushaltsjahr 2012 bis zur Höhe von 0 Euro,

2.	die in den vorausgegangenen Haushaltsjahren geneh-
migten Kreditmittel, soweit sie bis zum Ablauf des 
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vom Ministerium für Finanzen und Wirtschaft bis zu ih-
rer Inanspruchnahme im Rahmen der Liquiditätssteue-
rung des Gesamthaushalts eingesetzt werden. Soweit die 
bestehende Kreditermächtigung für die Anschlussfinan-
zierung auslaufender Altschulden noch nicht beansprucht 
werden muss, kann sie in die folgenden Haushaltsjahre 
übertragen werden.

§ 5

(1) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, Bürgschaften, Garantien oder sonstige Ge-
währleistungen im Haushaltsjahr 2012 bis zur Höhe von 
insgesamt 500 000 000 Euro zu übernehmen, wenn hier-
für ein vordringliches Bedürfnis besteht.

(2) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, im Haushaltsjahr 2012 Bürgschaften, Garan-
tien und sonstige Gewährleistungen zu übernehmen

1.	zu Gunsten der Landesstiftung Baden-Württemberg 
gGmbH, der Finanzierungsgesellschaft für öffentliche 
Vorhaben des Landes Baden-Württemberg mbH, der 
Beteiligungsgesellschaft des Landes Baden-Württem-
berg mbH, des Zentrums für Europäische Wirtschafts-
forschung GmbH, der Landesbeteiligungen Baden-
Württemberg GmbH, der Garantie Portfolio Baden- 
Württemberg GmbH & Co KG, der Staatlichen 
Rhein-Neckar-Hafengesellschaft Mannheim mbH, der 
NECKARPRI GmbH und der Filmakademie Baden-
Württemberg GmbH bis zu 700 000 000 Euro jährlich;

2.	für Finanzierungen von Baumaßnahmen, die objekt-
bezogen ratenweise vom Land bezahlt werden, bis zur 
Höhe von 75 000 000 Euro jährlich;

3.	für die Aufnahme von Krediten durch die Projektge-
sellschaft Neue Messe GmbH & Co. KG, soweit sie 
zur Verlängerung der Vorfinanzierung des Beitrags der 
Wirtschaft erforderlich sind, bis zur Höhe von 
7 500 000 Euro;

4.	zu Gunsten der NECKARPRI GmbH zum Zweck der 
Beteiligung an einer noch von der Hauptversamm-
lung zu beschließenden Kapitalerhöhung der EnBW 
Energie Baden-Württemberg AG bis zu insgesamt 
400 000 000 Euro zzgl. Zinsen;

5.	zu Gunsten der NECKARPRI GmbH oder eines mit 
ihr im Sinne des § 15 Aktiengesetz verbundenen Un-
ternehmens bis zu insgesamt 400 000 000 Euro.

(3) Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Finanzen und Wirtschaft zu Gunsten der 
Staatlichen Museen, der Stiftung Zentrum für Kunst und 
Medientechnologie Karlsruhe, der Stiftung Landes-
museum für Technik und Arbeit Mannheim und der Stif-
tung Akademie Schloss Solitude zur Absicherung des 
Risikos des zufälligen Untergangs oder der Beschädi-
gung von Leihgaben für Ausstellungen Garantien gegen-
über den Leihgebern zu übernehmen. Bei einer Versiche-

für das Haushaltsjahr 2011 auf 952 000 000 Euro fest
gesetzt, wird auf 992 000 000 Euro erhöht (Kap. 1208 
Tit. 712 71).

(9) Die Finanzierungsermächtigung des Ministeriums für 
Finanzen und Wirtschaft für das Bauprogramm zur For-
schungsförderung und zum erhöhten Emissionsschutz 
landeseigener Heizwerke sowie für das Programm zur 
Nachfolgebelegung ehemaliger militärischer Liegen-
schaften, zuletzt durch § 6 Absatz 3 des Gesetzes über 
die Feststellung eines Vierten Nachtrags zum Staatshaus-
haltsplan für das Haushaltsjahr 2011 auf 1 891 640 000 
Euro festgelegt, wird auf 1 990 140 000 Euro erhöht 
(Kap. 1208 Tit. 714 71).

(10) Der Schuldenstand des Landes aus der Finanzierung 
des Behördenbauprogramms und des Bauprogramms zur 
Forschungsförderung und zum erhöhten Emissions-
schutz landeseigener Heizwerke sowie des Programms 
zur Nachfolgebelegung ehemaliger militärischer Liegen-
schaften darf insgesamt 400 000 000 Euro nicht überstei-
gen.

(11) Die bei den Kap. 0711 und 0712 vorgesehenen Dar-
lehensmittel des Landes zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus, des Städtebaus und der Modernisierung 
werden der Landeskreditbank zu denselben Zins- und 
Tilgungsbedingungen wie die entsprechenden Bundes-
mittel gegeben.

(12) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, für Maßnahmen zur Energieeinsparung in be-
stehenden Gebäuden Vorfinanzierungen bis zur Höhe von 
8 000 000 Euro jährlich in Anspruch zu nehmen, wenn die 
entstehenden Kosten (einschließlich Zins- und Tilgungs-
aufwand) aus den erwarteten Energieeinsparungen inner-
halb eines Zeitraums von höchstens fünfzehn Jahren ge-
tragen werden können und die Verzinsung nicht über der 
für vergleichbare Kreditmarktdarlehen liegt.

(13) Das durch das Gesetz über die Feststellung eines 
Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von Baden-Würt-
temberg für die Haushaltsjahre 2007 und 2008 geschaf-
fene Sondervermögen Baden-Württemberg 21 dient der 
Abdeckung von finanziellen Verpflichtungen aus dem 
Finanzierungsvertrag über die Planung und den Bau des 
Projekts »Stuttgart 21« und der Vereinbarung über die 
Abwicklung des Zuschusses des Landes an die Bundes-
republik Deutschland zur Finanzierung der Neubau
strecke Wendlingen–Ulm, soweit diese nicht aus den bei 
Kap. 1303 Titelgruppe 78 bzw. 99 etatisierten bzw. einzu-
planenden Haushaltsmitteln abzudecken sind. Die Verzin-
sung zu Gunsten des Sondervermögens erfolgt zu 
marktüblichen Sätzen aus Kap. 1206 Titelgruppe 86. Nach 
Abschluss des Projekts nicht benötigte Mittel aus dem 
Sondervermögen werden zur Schuldentilgung verwendet.

(14) Die bei Kap. 1212 bei einem Titel der Obergruppe 91 
am 31. Dezember vorhandenen Rücklagenbestände und 
liquiden Sondervermögensbestände mit Ausnahme der 
Versorgungsrücklage und des Versorgungsfonds können 
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(Aufwand für Informationstechnik – Titelgruppen 
und Einzeltitel), ausgenommen jeweils die Einzel-
pläne 01 (Landtag) und 11 (Rechnungshof) sowie 
die Kap. 0310 (Feuerschutz, Katastrophenschutz), 
Kap. 0436 (Allgemeine Schulangelegenheiten), 
1424 und 1425 (Landesbibliotheken);

2.	innerhalb der jeweiligen Einzelpläne gegenseitig de-
ckungsfähig je für sich

	 2.1 �die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
der Titel mit der Endzahl 66 (Programmbudget 
Medien – Titelgruppen und Einzeltitel);

	 2.2 �die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
der Titel mit der Endzahl 69 (Aufwand für Infor-
mationstechnik – Titelgruppen und Einzeltitel), 
ausgenommen Kap. 0436 (Allgemeine Schulange-
legenheiten);

3.	innerhalb des jeweiligen Einzelplans je für sich und ge-
genseitig deckungsfähig die Ausgaben des Tit. 525 21 
und der Titelgruppe 68 sowie einseitig deckungsfähig 
die Ausgaben des Tit. 525 69 zu Gunsten der Ausga-
ben des Tit. 525 21 und der Titelgruppe 68;

4.	im Zuge der dezentralen Finanzverantwortung inner-
halb der einzelnen Kapitel der Einzelpläne 01 bis 11 
sowie der Einzelpläne 13 und 15, ohne Kapitel Allge-
meine Bewilligungen (Kap. ...02) sowie innerhalb der 
Kap. 1401, 1424, 1425, 1469, 1479, 1494 und 1495 – 
alle Einzelpläne bzw. Kapitel ohne alle Titel mit der 
Endzahl 63, 66 und 69 – gegenseitig deckungsfähig je 
für sich

	 4.1 �die Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 (ohne 
Gruppe 529, Tit. 536 01, Tit. 536 02 und Tit. 546 51), 
der Gruppe 429 und der Tit. 427 51, 428 06, 428 51 
und 685 49 sowie in den Titelgruppen zusätzlich die 
Titel der Gruppe 427, 685;

	 4.2 die Ausgaben der Obergruppe 81;

5.	im Zuge der dezentralen Finanzverantwortung inner-
halb der einzelnen Kapitel der Einzelpläne 01 bis 11 
sowie der Einzelpläne 13 und 15, ohne Kapitel Allge-
meine Bewilligungen (Kap. ...02) sowie innerhalb der 
Kap. 1401, 1424, 1425, 1469, 1479, 1494 und 1495 – alle 
Einzelpläne bzw. Kapitel ohne alle Titel mit der Endzahl 
63, 66 und 69 – einseitig deckungsfähig je für sich

	 5.1 �die Ausgaben der Obergruppe 81 zu Gunsten  
der Obergruppen 51 bis 54 (ohne Gruppe 529, Tit. 
536 01, Tit. 536 02 und Tit. 546 51), der Gruppe 
429 und der Tit. 427 51, 428 06, 428 51 und 685 49 
sowie in den Titelgruppen zusätzlich die Titel der 
Gruppe 427, 685 bis zu 50 vom Hundert des Ti-
telansatzes;

	 5.2 �die Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 (ohne 
Gruppe 529, Tit. 536 01, Tit. 536 02 und Tit. 
546 51), der Gruppe 429 und der Tit. 427 51, 
428 06, 428 51 und 685 49 sowie in den Titelgrup-
pen zusätzlich die Titel der Gruppe 427, 685 zu 

rungssumme über 5 000 000 Euro pro Leihgabe ist vor 
der Inanspruchnahme der Ermächtigung die Zustim-
mung des Wissenschaftsausschusses des Landtags einzu-
holen.

(4) Vor der Übernahme von Bürgschaften, Garantien 
oder sonstigen Gewährleistungen sowie vor der Gewäh-
rung von Zuschüssen im Rahmen der Förderung der 
gewerblichen Wirtschaft einschließlich des Fremden
verkehrs und von Darlehen ist die Zustimmung des Aus-
schusses für Finanzen und Wirtschaft des Landtags er-
forderlich, wenn diese Finanzhilfe 500 000 Euro oder 
mehr beträgt. Der Zustimmung bedarf es nicht,

1.	wenn der Empfänger der Finanzhilfe im Staatshaus-
haltsplan genannt ist,

2.	bei der Gewährung von Finanzhilfen nach Satz 1 an 
Körperschaften des öffentlichen Rechts außerhalb der 
Förderung der gewerblichen Wirtschaft einschließlich 
des Fremdenverkehrs,

3.	bei der Übernahme von Bürgschaften, Garantien und 
sonstigen Gewährleistungen nach Absatz 2 und 3,

4.	bei der Änderung von Finanzhilfen; die Erhöhung des 
Betrags einer Finanzhilfe sowie die Verlängerung der 
Laufzeit ist zustimmungspflichtig.

Finanzhilfen nach den Nummern 2 und 3 sind dem Aus-
schuss für Finanzen und Wirtschaft des Landtags nach 
Abschluss des Haushaltsjahres mitzuteilen.

(5) Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährleis
tungen nach den Absätzen 1 bis 3 können auch in auslän-
discher Währung übernommen werden; sie sind auf der 
Basis des vor Ausfertigung der Urkunde zuletzt ermittel-
ten Euro-Referenzkurses der Europäischen Zentralbank 
auf den Höchstbetrag der Ermächtigung anzurechnen.

(6) Die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 bis 3 für 
das Haushaltsjahr 2012 gelten, wenn das Staatshaus-
haltsgesetz für das Haushaltsjahr 2013 nicht vor dem  
1. Januar 2013 verkündet wird, bis zur Verkündung dieses 
Gesetzes. Gewährleistungen, die auf Grund der weiter 
geltenden Ermächtigungen im Haushaltsjahr 2013 über-
nommen werden, sind auf die Ermächtigungen nach dem 
Staatshaushaltsgesetz 2013 nicht anzurechnen.

§ 6

(1) Im Sinne von § 20 Absatz 1 LHO sind

1.	einzelplanübergreifend gegenseitig deckungsfähig je 
für sich

	 1.1 �die Ausgaben der Tit. 422 16, 431 01, 431 02, 
432 01, 432   07, 441 01, 446 01 und 446 21 sowie im 
Kap. 1212 Tit. 441 02 und Tit. 461 01;

	 1.2 �im Einvernehmen der beteiligten Ministerien je für 
sich die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigun-
gen innerhalb der Titel mit der Endzahl 66 (Pro-
grammbudget Medien – Titelgruppen und Einzel
titel) und innerhalb der Titel mit der Endzahl 69 
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(6) Die Deckungsfähigkeiten nach Absatz 1 Nummer 2 
bis 5 und die Regelungen zur Globalsteuerungsreserve 
gemäß Absatz 3 gelten in den Bereichen des Pilot
versuchs Personalausgabenbudgetierung gemäß § 6 a je-
weils ohne die Titel der Gruppe 429 und ohne Tit. 427 51, 
428 06 und 428 51.

(7) Für Landesbetriebe nach § 26 LHO gilt die dezent-
rale Finanzverantwortung gemäß § 7 a Absatz 1 LHO.

§ 6 a

(1) In den folgenden Bereichen wird die Personalausga-
benbudgetierung erprobt:

–	 Kap. 0305 ohne die Stellen der Abschnitte 2.2 Schutz-
polizei und 2.3 Kriminalpolizei und ohne die Stellen 
des Landesbetriebs Gewässer,

–	 Kap. 0508,

–	 Kap. 0608,

–	 Kap. 0618.

Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird er-
mächtigt, weitere Bereiche zuzulassen.

(2) Die Personalausgabenbudgetierung umfasst die Aus-
gaben der Obergruppen 42 und 45 mit Ausnahme der 
Gruppen 421 und 424, der Tit. 422 03 und 427 01 sowie 
der Titel in Titelgruppen. Für die einbezogenen Ausga-
bentitel gilt die dezentrale Finanzverantwortung gemäß  
§ 7 a Absatz 1 LHO.

(3) Es gelten folgende Flexibilisierungsregelungen:

1.	Deckungsfähigkeit

	 Die einbezogenen Personalausgaben sind untereinander 
uneingeschränkt deckungsfähig. Sie sind zu Gunsten 
der Ausgaben der Hauptgruppen 5 bis 8 einseitig unein-
geschränkt deckungsfähig. Die Ausgaben der Ober-
gruppen 51 bis 54 mit Ausnahme der bei den Titelgrup-
pen veranschlagten Ausgaben sind zu Gunsten der 
einbezogenen Personalausgaben mit der Einschränkung 
deckungsfähig, dass keine Dauerarbeitsverhältnisse be-
gründet und Stellenabbauprogramme nicht dauerhaft 
aus Sachmitteln finanziert werden dürfen. Die Ausga-
ben der Obergruppe 81 sind zu Gunsten der einbezo
genen Personalausgaben bis zu 20 vom Hundert mit  
der Einschränkung deckungsfähig, dass keine Dauer
arbeitsverhältnisse begründet und Stellenabbaupro-
gramme nicht dauerhaft aus Sachmitteln finanziert wer-
den dürfen. § 6 bleibt unberührt.

2.	Übertragbarkeit

	 Die einbezogenen Personalausgaben sind übertragbar. 
Eine Budgetüberschreitung ist zulässig, der Ausgleich 
hat im nächsten Haushaltsjahr zu erfolgen. In begrün-
deten Ausnahmefällen kann mit Einwilligung des Mi-
nisteriums für Finanzen und Wirtschaft der Ausgleich 
im übernächsten Jahr erfolgen. § 6 bleibt unberührt.

Gunsten der Obergruppe 81 und der Titelgruppen 
66 und 69.

Ausgenommen von der Deckungsfähigkeit gemäß Num-
mer 4 und 5 sind Kap. 0310, Kap. 0314 Titelgruppe 70, 
Kap. 0318 Titelgruppe 71 und 75, Kap. 0403 Titelgruppe 89, 
Kap. 0405 Titelgruppe 71, bei den Kap. 0405, 0408, 
0410, 0416, 0420 und 0428 Titelgruppen 80 und 84, bei 
Kap. 0436 die Titelgruppen 69 und 84, Kap. 0437, Kap. 
0465 Titelgruppe 72, Kap. 0503 Tit. 537 02, Kap. 0607 
Titelgruppe 73, 74 und 75, Kap. 0708 Titelgruppe 79 und 
86, Kap. 0710, Kap. 0711 Titelgruppe 76, Kap. 0804, 
Kap. 0810 Titelgruppe 78, bei den Kap. 0809, 0810, 
0812, 0816, 0819, 0820, 0827, 0835 Titelgruppe 79, 
Kap. 0903 Tit. 685 76, Kap. 0919 Tit. 534 01, Kap. 0922 
Tit. 685 76, Kap. 1001 Tit. 526 11 und Titelgruppe 70, 
Kap. 1007 Titelgruppe 87 und 88, Kap. 1303 Titelgruppe 
78, Kap. 1469 Tit. 429 76 und Tit. 546 76, Kap. 1479 
Tit. 429 71 und Ausgabentitel zur Bewirtschaftung von 
zweckgebundenen Einnahmen sowie Ansätze, die dem 
Kommunalen Investitionsfonds, dem Kommunalen Fi-
nanzausgleich, dem Wettmittelfonds gemäß § 11 oder 
den Spielbankerträgen gemäß § 12 entnommen sind. 
Soweit im Haushaltsplan durch Vermerke nach § 20 
Absatz 1 LHO hiervon abweichende Regelungen ge-
troffen sind, bleiben diese unberührt.

(2) Für die Ausgabentitel nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
bis 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 gilt die dezent-
rale Finanzverantwortung gemäß § 7 a Absatz 1 LHO. 
Diese Ausgabentitel werden gemäß § 7 a Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 19 Satz 2 LHO für übertragbar erklärt. 
Unverbrauchte, übertragbare Bewilligungen (Ausgabe-
reste), die über den Betrag der am Ende des Jahres nicht 
freigegebenen Globalsteuerungsreserve gemäß Absatz 3 
hinaus gehen, werden abweichend von § 9 Absatz 2 nicht 
in Abgang gestellt.

(3) 10 vom Hundert der Haushaltsansätze der Aus
gabentitel nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 5 in 
Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 bilden eine Globalsteu-
erungsreserve gemäß § 7 a Absatz 5 LHO. Das Ministe
rium für Finanzen und Wirtschaft wird ermächtigt, im 
Rahmen des Haushaltsvollzugs die Mittel entsprechend 
der Haushaltsentwicklung während des Jahres freizuge-
ben.

(4) Aus im Rahmen der gegenseitigen Deckungsfähig-
keit nach Absatz 1 Nummer 1.2 einzelplanübergreifend 
umgeschichteten übertragbaren Mitteln können unbe-
schadet des § 45 Absatz 2 Satz 1 LHO bei dem von der 
Mittelumschichtung begünstigten Titel Ausgabereste ge-
bildet werden, soweit dies zur Erfüllung von am Ende 
des Haushaltsjahres bestehenden Rechtsverpflichtungen 
notwendig ist.

(5) Bei den Tit. 441 01 und 446 01 werden die Einnah-
men aus der Eigenbeteiligung der Beihilfeberechtigten 
für die Inanspruchnahme von Wahlleistungen von den 
Ausgaben abgesetzt.
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Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe c und d erforderlichen 
Stellen mit Vermerk künftig wegfallend als vorüberge-
hend geschaffen, soweit die Finanzierung im Rahmen 
des Personalausgabenbudgets und der nach Absatz 3 
Nummer 1 und 2 zulässigen Deckung und Übertragbar-
keit sichergestellt ist.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten, wenn das Staatshaushalts-
gesetz für 2013 nicht vor dem 1. Januar 2013 verkündet 
wird, bis zur Verkündung dieses Gesetzes.

§ 7

(1) Der Betrag, bis zu dem nach § 37 Absatz 1 Satz 4 
LHO für eine Mehrausgabe kein Nachtragshaushaltsge-
setz erforderlich ist, wird auf 5 000 000 Euro im Einzel-
fall festgesetzt.

(2) § 37 Absatz 1 LHO ist 2012 mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass es eines Nachtragshaushaltsgesetzes nicht 
bedarf, wenn das Ministerium für Finanzen und Wirt-
schaft nach vorheriger Zustimmung des Ausschusses für 
Finanzen und Wirtschaft in überplanmäßige Ausgaben 
bei Kap. 0314 Tit. 811 01 oder bei Kap. 0922 Titelgruppe 
74 sowie bei den Obergruppen 44 (Beihilfe, Unterstüt-
zung und dergleichen) der betroffenen Einzelpläne über 
den in Absatz 1 genannten Betrag hinaus einwilligt.

(3) Für überplanmäßige und außerplanmäßige Verpflich-
tungsermächtigungen (§ 38 Absatz 1 Satz 2 LHO) gilt 
Absatz 1 entsprechend. Maßgebend ist die Höhe der vo
raussichtlich kassenwirksam werdenden Jahresbeträge.

(4) § 38 Absatz 1 Satz 2 LHO ist 2012 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass es eines Nachtragshaushaltsgesetzes 
nicht bedarf, wenn das Ministerium für Finanzen und 
Wirtschaft nach vorheriger Zustimmung des Ausschusses 
für Finanzen und Wirtschaft bei Kap. 0314 Tit. 811 01 
oder bei Kap. 0922 Titelgruppe 74 sowie bei den Ober-
gruppen 44 (Beihilfe, Unterstützung und dergleichen) 
der betroffenen Einzelpläne in überplanmäßige Ver-
pflichtungsermächtigungen über den in Absatz 3 genann-
ten Betrag hinaus einwilligt.

(5) Der Betrag für die nach § 37 Absatz 4 LHO dem 
Landtag jährlich mitzuteilenden über- und außerplanmä-
ßigen Ausgaben wird auf 100 000 Euro festgesetzt.

(6) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft hat 
dem Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft des Land-
tags jährlich die beim Rechnungsabschluss in das jeweils 
folgende Haushaltsjahr übertragenen Ausgabereste mit-
zuteilen.

§ 8

(1) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, abweichend von § 63 Absatz 3 Satz 1 und 
§ 64 Absatz 4 Satz 1 LHO

1.	bei der Bestellung von Erbbaurechten an landeseige-
nen Grundstücken zum Bau von Studentenwohnhei-

3.	Stellenbewirtschaftung

	 Im Rahmen des Personalausgabenbudgets und der vor-
stehenden Flexibilisierungen sind folgende weitere Fle-
xibilisierungen bei der Stellenbewirtschaftung zulässig:

a)	 Bei der Besetzung von Stellen mit teilzeitbeschäf-
tigten Beamten, Richtern und Arbeitnehmern kann 
von § 3 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 abgewichen 
werden; die den Beschäftigungszeiten entsprechen-
den Stellen und Stellenbruchteile dürfen zusam-
mengefasst die Gesamtzahl der in den Stellenplä-
nen und Stellenübersichten für die Dienststellen 
veranschlagten Stellen nicht überschreiten.

b)	 Im Vorgriff auf das innerhalb der nächsten zwei 
Jahre erfolgende Ausscheiden eines Stelleninhabers 
können Beamte einer niedrigeren Besoldungs-
gruppe, sofern sie einen höher bewerteten Dienst-
posten innehaben, für einen Zeitraum von bis zu 
zwei Jahren im Wege der Vorab-Beförderung Be-
züge aus dem nächst höheren besoldungsrechtlichen 
Amt erhalten, höchstens jedoch aus dem besol-
dungsrechtlichen Amt des ausscheidenden Stellenin-
habers. Die einschlägigen beamten- und besoldungs-
rechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

c)	 Aus dringenden dienstlichen Gründen können über 
die im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen für Be-
amte, Richter und Arbeitnehmer hinaus für einen 
Zeitraum von bis zu drei Monaten zusätzliche Be-
amte, Richter und Arbeitnehmer beschäftigt werden.

d)	 Laufbahnbewerber können bei dringendem Bedarf 
über die im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen 
für Beamte im Eingangsamt hinaus für einen Zeit-
raum von bis zu vier Monaten als Beamte im Ein-
gangsamt zusätzlich übernommen werden; in be-
sonders begründeten Einzelfällen kann die Frist mit 
Zustimmung des Ministeriums für Finanzen und 
Wirtschaft auf bis zu ein Jahr verlängert werden.

e)	P lanstellen können innerhalb derselben Laufbahn-
gruppe fachrichtungsübergreifend gegenseitig in 
Anspruch genommen werden. Andere Stellen kön-
nen fachrichtungsübergreifend gegenseitig in An-
spruch genommen werden. Die in Anspruch ge-
nommene Planstelle bzw. andere Stelle muss 
mindestens derselben Besoldungs- bzw. Entgelt-
gruppe entsprechen.

4.	Leistungsprämie

	 Im Rahmen der flexibilisierten Haushaltsführung 
nach Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 3 Nummer 1 
und 2 erwirtschaftete Mittel können zur Vergabe von 
Leistungsprämien gemäß § 76 LBesGBW verwendet 
werden.

(4) Die für die Stellenbewirtschaftungsmaßnahmen nach 
Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe b erforderlichen Stellen-
hebungen gelten mit dem Vermerk künftig umzuwandeln 
und die für die Stellenbewirtschaftungsmaßnahmen nach 
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(5) Aus dem Allgemeinen Grundstock werden Maßnah-
men zur energetischen Sanierung und Modernisierung 
landeseigener Gebäude im Haushaltsjahr 2012 bis zu 
17 635 000 Euro vorfinanziert. Die Ausgaben werden ver-
waltungsintern durch eingesparte Energiekosten refinan-
ziert und an den Allgemeinen Grundstock zurückgeführt.

(6) Zur Erzielung zusätzlicher Einsparungen bei Flächen
kosten mit Hilfe der Nutzer durch die Staatliche Vermö-
gens- und Hochbauverwaltung kann das Ministerium für 
Finanzen und Wirtschaft zusätzliche Mieteinnahmen bei 
Kap. 1209 Tit. 124 01 sowie aus Verkaufserlösen abgelei-
tete kalkulatorische Mieteinsparungen und Einsparungen 
bei Kap. 1209 Tit. 518 01, 518 11 jeweils bis zur Hälfte 
und auf die Dauer von höchstens 5 Jahren der nutzenden 
Dienststelle für Mehrausgaben überlassen. Die Ausga-
beermächtigung der jeweiligen Dienststelle erhöht sich 
entsprechend. Die entsprechenden Mittel gelten als um-
gesetzt im Sinne von § 50 Absatz 1 LHO und sind über-
tragbar. Sie sind von der nutzenden Dienststelle vorran-
gig für die Fortbildung der Bediensteten sowie zur 
Verbesserung der Ausstattung insbesondere im Informa-
tions- und Kommunikationsbereich zu verwenden. Das 
Nähere regelt das Ministerium für Finanzen und Wirt-
schaft.

(7) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, in Abweichung von § 63 Absatz 2 LHO die 
Veräußerung zur Erfüllung der Aufgaben des Landes 
weiterhin benötigter Vermögensgegenstände zuzulassen, 
wenn auf diese Weise die Aufgaben des Landes nach-
weislich wirtschaftlicher erfüllt werden können. § 64 
LHO bleibt unberührt.

(8) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft wird 
ermächtigt, unter Vorbehalt der vorherigen Zustimmung 
des Ausschusses für Finanzen und Wirtschaft, die Um-
wandlung der stillen Einlagen an der Landesbank Baden-
Württemberg in Stammkapital bzw. die Härtung der stil-
len Einlagen an der Landesbank Baden-Württemberg zur 
Erfüllung der Anforderungen an hartes Kernkapital im 
Sinne der EU-Vorgaben vorzunehmen.

§ 9

(1) Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft kann 
zulassen, dass bei einem Sammeltitel mit übertragbarer 
Bewilligung ein höherer Betrag in Rest gestellt wird als 
der unverwendet gebliebene Betrag oder dass ein Betrag 
auch noch in Rest gestellt wird, wenn schon eine Über-
schreitung des Titels vorliegt.

(2) Die Landesregierung kann unverbrauchte, übertrag-
bare Bewilligungen für das Haushaltsjahr 2011 (Aus
gabereste) in Abgang stellen. Die hiervon betroffenen 
Bewilligungen gelten insoweit als abgeschlossen. Satz 1 
gilt nicht für

1.	übertragbare Bewilligungen, bei denen zweckgebun
dene Einnahmen ihrem Verwendungszweck noch 
nicht zugeführt sind,

men, Personalwohnheimen und Wohnungen im Rah-
men der Wohnungsfürsorge für Landesbedienstete den 
Erbbauzins bis zum Betrag von 51 Euro jährlich im 
Einzelfall zu ermäßigen, soweit und solange dies zur 
Erzielung tragbarer Mieten bzw. zur Reduzierung des 
Zuschussbedarfs erforderlich ist,

2.	den Kaufpreis für landeseigene Grundstücke, die einer 
Verwendung im Rahmen der Wohnungsfürsorge für 
Landesbedienstete zugeführt werden, um höchstens 
80 vom Hundert zu ermäßigen,

3.	bei der Bestellung von Erbbaurechten an landeseige-
nen Grundstücken oder deren Vermietung an die Trä-
ger von Einrichtungen des Technologietransfers in 
Verbindung mit den Universitäten Heidelberg, Karls-
ruhe und Stuttgart den Erbbauzins oder die Miete bis 
zum Betrag von 51 Euro jährlich zu ermäßigen, soweit 
und solange dies zur Verminderung von Verlusten die-
ser Einrichtungen geboten ist,

4.	Vermögenswerte des Deutschen Reichs, die nach dem 
Reichsvermögen-Gesetz vom 16. Mai 1961 (BGBl. I 
S. 597) dem Land als Aufgabennachfolger des Reichs 
oder wegen der Nutzung für eine grundgesetzliche 
Verwaltungsaufgabe des Landes zustehen, unentgelt-
lich einer Gemeinde oder einem Landkreis des Landes 
zu übertragen, wenn die Gemeinde oder der Landkreis 
das Vermögensrecht bei Inkrafttreten des Reichsver-
mögen-Gesetzes überwiegend und nicht nur vorüber-
gehend für die maßgebliche Verwaltungsaufgabe ge-
nutzt hat,

5.	den Kaufpreis für landeseigene Grundstücke, die mit 
einem Erbbaurecht belastet sind, um höchstens 20 
vom Hundert zu ermäßigen.

Der Einwilligung oder Unterrichtung des Landtags nach 
§ 64 Absatz 2 LHO bedarf es in diesen Fällen nicht.

(2) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelassen, 
dass von Landesdienststellen im Bereich der Datenverar-
beitung entwickelte oder erworbene Programme unent-
geltlich an Stellen der öffentlichen Verwaltung abgege-
ben werden, soweit Gegenseitigkeit besteht.

(3) Auf bei Kap. 0833 Tit. 356 01, Kap. 1208 Tit. 356 08 
bis 356 28, 356 51 und 356 71, Kap. 1209 Tit. 356 01 bis Tit. 
356 04, sowie in verschiedenen Kapiteln bei Tit. 356 63 und 
bei den Kap. 1220, 1223 und 1240 veranschlagte Ent-
nahmen aus dem Forstgrundstock, dem Allgemeinen 
Grundstock, dem Allgemeinen Grundstock – Sonder-
fonds Zukunftsoffensive I – sowie dem Allgemeinen 
Grundstock – Sonderfonds Zukunftsoffensive II – findet 
§ 113 Absatz 2 Satz 1 und 2 LHO keine Anwendung.

(4) Aus dem im Allgemeinen Grundstock eingerichteten 
Sonderfonds »Informations- und Kommunikations-
Pool« sind bei Vollkostenrechnung sich selbst refinanzie-
rende Informations-, Kommunikations- und andere Re-
formprojekte der Landesverwaltung durchzuführen, die 
nicht anderweitig finanziert werden können.
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Artikel 8 des Dienstrechtsreformgesetzes vom 9. No-
vember 2010 (GBl. S. 793, 959), im Haushaltsjahr 2012 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die entstandenen 
notwendigen Fahrkosten bei Benutzung regelmäßig ver-
kehrender Beförderungsmittel nur bis zu den Kosten der 
billigsten Fahrkarte der allgemein niedrigsten Klasse er-
stattet werden. Für Strecken, die mit einem Kraftfahr-
zeug der in § 6 Absatz 1 oder 2 LRKG bezeichneten Art 
zurückgelegt werden, kann nur eine Wegstreckenent-
schädigung bis zu 16 Cent je Kilometer gewährt werden. 
Im Übrigen gilt bei der Benutzung von anderen als den in 
§ 6 LRKG genannten nicht regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmitteln Satz 1 entsprechend.

(2) Die Anwendungsmaßgabe des Absatzes 1 gilt, wenn 
das Staatshaushaltsgesetz für das Jahr 2013 nicht vor 
dem 1. Januar 2013 verkündet wird, bis zur Verkündung 
dieses Gesetzes.

§ 14

Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft kann die 
zum Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Anordnun-
gen erlassen.

§ 15

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 15. Februar 2012

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Bonde

	 Stickelberger	 Hermann

	 Altpeter	 Öney

	 Dr. Splett	 Erler

2.	unverbrauchte, übertragbare Bewilligungen aus Kap. 1403 
Titelgruppe 71.

§ 6 Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 10

Für die Personen, denen ein Dienstkraftwagen zur allei-
nigen oder bevorzugten Benutzung zur Verfügung steht, 
gelten die Richtlinien der Landesregierung über die un-
entgeltliche Benutzung der Dienstkraftwagen zu außer-
dienstlichen Zwecken.

§ 11

Der Wettmittelfonds nach § 5 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Staatsvertrags zum Glücksspielwesen in 
Deutschland vom 4. März 2008 (GBl. 2008, S. 81) be-
trägt 2012 134 365 400 Euro. Die Mittel des Fonds sind 
nach Maßgabe des Staatshaushaltsplanes zu 45 vom 
Hundert für die Förderung der Kultur, zu 44 vom Hun-
dert für die Förderung des Sports und zu 11 vom Hundert 
für die Förderung sozialer Zwecke zu verwenden. Der 
Betrag nach Satz 1 verringert sich unter entsprechender 
Änderung der Verteilung nach Satz 2 um 2 500 000 Euro 
zulasten der Mittel für die Förderung der Kultur (Denk-
malpflege).

§ 12

§ 10 des Spielbankengesetzes in der Fassung vom 9. Ok-
tober 2001 (GBl. S. 571, ber. S. 706) ist für das Haus-
haltsjahr 2012 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Einnahmen der in § 10 Spielbankengesetz genannten Er-
träge in Höhe von insgesamt bis zu 47 787 300 Euro für 
die in § 10 des Spielbankengesetzes genannten Zwecke 
nach näherer Bestimmung durch den Staatshaushaltsplan 
verwendet werden. Mögliche, darüber hinaus anfallende 
Erträge werden zur allgemeinen Deckung des Haushalts 
eingesetzt.

§ 13

(1) Bei Reisen zum Zwecke der Fortbildung, die teil
weise in dienstlichem Interesse liegen, ist § 23 Absatz 2 
des Landesreisekostengesetzes (LRKG) in der Fassung 
vom 20. Mai 1996 (GBl. S. 466), zuletzt geändert durch 
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26. November 2010 (BGBl. I S. 1643, 1691)« er-
setzt.

b)	 In Absatz 5 werden die Wörter »Ministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Verkehr« durch das Wort 
»Umweltministerium« ersetzt.

3.	§ 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

	 »(2) Die Regierungspräsidien sind zuständige Be-
hörden nach der

	 1. �Verordnung über Großfeuerungs- und Gasturbi-
nenanlagen (13. BImSchV) vom 20. Juli 2004 
(BGBl. I S. 1717, ber. S. 2847), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 27. Januar 
2009 (BGBl. I S. 129), mit Ausnahme der in Ab-
satz 7 geregelten Zuständigkeit,

	 2. �Verordnung über Emissionsgrenzwerte für Ver-
brennungsmotoren (28. BImSchV) vom 20. Ap-
ril 2004 (BGBl. I S. 614, ber. S.1423), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom  
8. April 2011 (BGBl. I S. 605).«

b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

	 »(3) Das Umweltministerium ist zuständige Be-
hörde nach 

	 1. �§ 13 Absatz 3 der Verordnung über kleine und 
mittlere Feuerungsanlagen (1. BImSchV) vom 
26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38),

	 2. �§ 15 a Absatz 2 der Verordnung zur Emissions-
begrenzung von leichtflüchtigen halogenierten 
organischen Verbindungen (2. BImSchV) vom 
10. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2694), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
20. Dezember 2010 (BGBl. I S. 2194),

	 3. �§ 16 der Verordnung über die Beschaffenheit 
und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraft- 
und Brennstoffen (10. BImSchV) vom 8. De-
zember 2010 (BGBl. I S. 1849).«

c)	 In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe »Absatz 2« ge-
strichen.

d)	 In Absatz 6 werden die Wörter »zuletzt geändert 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 4. Mai 2009 
(BGBl. I S. 1043)« durch die Wörter »zuletzt ge
ändert durch Verordnung vom 21. August 2001 
(BGBl. I S. 2180, 2213)« ersetzt.

4.	§ 4 wird wie folgt gefasst:

»§ 4

Zuständigkeit für die Durchführung  
der Störfall-Verordnung

Zuständige Behörde für die Durchführung der Störfall-
Verordnung (12. BImSchV) in der Fassung vom 8. Juni 
2005 (BGBI. I S. 1599), zuletzt geändert durch Artikel 5 
Absatz 4 der Verordnung vom 26. November 2010 
(BGBl. I S. 1643, 1691), sind die Regierungspräsidien 
mit Ausnahme der §§ 14 und 19 Absatz 4 und 5, für die 

Verordnung der Landesregierung,  
des Ministeriums für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft und des Ministeriums  

für Verkehr und Infrastruktur  
zur Änderung der Immissionsschutz-

Zuständigkeitsverordnung und  
der Sprengstoff-Zuständigkeitsverordnung

Vom 7. Februar 2012

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 4 Absatz 1 bis 3 und § 24 des Landesverwaltungs
gesetzes in der Fassung vom 14. Oktober 2008 (GBl. 
S. 313, 314),

2.	§ 66 Absatz 1 des Polizeigesetzes in der Fassung vom 
13. Januar 1992 (GBl. S. 1) im Einvernehmen mit dem 
Innenministerium, 

3.	§ 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 603),

4.	§ 36 Absatz 1 des Sprengstoffgesetzes in der Fassung 
vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3519), geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juni 2005 
(BGBl. I S. 1626):

Artikel 1

Änderung der Immissionsschutz-Zuständigkeits
verordnung 

Die Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung vom 
11. Mai 2010 (GBl. S. 406) wird wie folgt geändert: 

1.	§ 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden die Wörter »zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. August 2009 
(BGBl. I S. 2723, 2727)« durch die Wörter »zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 
2011 (BGBl. I S. 1475, 1498)« ersetzt.

b)	 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

	 »1. �das Umweltministerium und das Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur als oberste Im-
missionsschutzbehörden,«.

c)	 In Absatz 4 werden die Wörter »das Treibhaus-
Emissionshandelsgesetz vom 8. Juli 2004 (BGBl. I 
S. 1578), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 1954)« durch 
die Wörter »das Treibhaus-Emissionshandelsgesetz 
vom 21. Juli 2011 (BGBl. I S. 1475)« ersetzt.

2.	§ 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter »zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz zur Reduzierung und Be-
schleunigung von immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren vom 23. Oktober 2007 
(BGBl. I S. 2470)« durch die Wörter »zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung vom 
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Artikel 2

Änderung der Sprengstoff-Zuständigkeitsverordnung

Die Sprengstoff-Zuständigkeitsverordnung vom 15. März 
2011 (GBl. S. 125) wird wie folgt geändert:

Die Anlage wird wie folgt geändert:

1.	Nummer 1.30 wird wie folgt gefasst:

»1.30 § 48 Satz 2 Verlangen, bereits errich-
tete oder genehmigte 
Lager zu ändern 
– �bei immissionsschutz-

rechtlich genehmi-
gungspflichtiger Lage-
rung 

– �Immissionsschutz-
rechtliche Genehmi-
gungsbehörde nach der 
Immissionsschutz- 
Zuständigkeitsverord-
nung (ImSchZuVO)

– �bei sonstiger Lage- 
rung

– �Die nach Nummer 1.1 
zuständigen Behör-
den«.

2.	Nummer 3.2 wird wie folgt gefasst:

»3.2 § 3 Zulassung von Ausnah-
men

– �bei immissionsschutz- 
rechtlich genehmi-
gungspflichtiger Lage-
rung

– �Immissionsschutz-
rechtliche Genehmi-
gungsbehörde nach der 
Immissionsschutz- 
Zuständigkeitsverord-
nung (ImSchZuVO)

– �bei sonstiger Lage- 
rung

– �Die nach Nummer 1.1 
zuständigen Behör-
den«.

3.	Nummer 3.3 wird aufgehoben.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den  7. Februar 2012

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Warminski-Leitheusser

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Untersteller

Ministerium für Verkehr und Infrastruktur

Hermann

die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-
schutz Baden-Württemberg zuständig ist.«

5.	§ 6 wird wie folgt gefasst:

»§ 6

Überwachung und Verbesserung der Luftqualität,  
Luftreinhaltemaßnahmen, Verkehrsbeschränkungen, 

Lärmminderungsmaßnahmen

	 (1) Die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 
Naturschutz Baden-Württemberg ist zuständige Be-
hörde nach § 44 Absatz 1, § 46 und § 46 a BImSchG 
sowie nach § 2 Absatz 3, § 3 Absatz 3, § 11, § 14, § 20 
Absatz 1, § 24 Absatz 1, § 25 Absatz 1, § 30 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und Absatz 2, 3 und 6, § 31 und § 32 
der Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emis-
sionshöchstwerten (39. BImSchV) vom 2. August 
2010 (BGBl. I S. 1065). Die Übermittlung der Infor-
mationen nach § 24 Absatz 1, § 25 Absatz 1, § 31 und 
§ 32 der 39. BImSchV erfolgt über das Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur.

	 (2) Die Regierungspräsidien sind zuständige Behör-
den nach § 40 Absatz 1 und 2, § 42 Absatz 3, § 47 Ab-
satz 1 bis 5 a BImSchG sowie nach § 21 Absatz 2, 
§ 22, § 25 Absatz 2, § 27 Absatz 1 und 4, § 28 Absatz 
1, § 29, § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 und 
Absatz 5 der 39. BImSchV. Die Übermittlung der In-
formationen nach § 21 Absatz 2, § 22 und § 25 Absatz 
2 der 39. BImSchV erfolgt über das Ministerium für 
Verkehr und Infrastruktur.

	 (3) Das Regierungspräsidium Freiburg ist zuständige 
Behörde nach § 30 Absatz 4 der 39. BImSchV.

	 (4) Die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 
Naturschutz Baden-Württemberg ist zuständige Be-
hörde für die Erstellung, Überpüfung und Überarbei-
tung von Lärmkarten nach § 47 c BImSchG für Haupt-
verkehrsstraßen und für nicht-bundeseigene Haupt- 
eisenbahnstrecken außerhalb von Ballungsräumen 
sowie für Großflughäfen.

	 (5) Die Regierungspräsidien sind zuständige Behör-
den für die Erstellung, Überprüfung und Überarbei-
tung von Lärmaktionsplänen nach § 47 d BImSchG 
für Großflughäfen.

	 (6) Im Übrigen sind nach § 47 e Absatz 1 BImSchG 
die Gemeinden zuständig.«

6.	§ 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	 Die Wörter »Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr« werden durch das Wort »Umweltminis-
terium« ersetzt. 

7.	§ 9 wird aufgehoben. 

	 Die bisherigen Paragrafen 10, 11 und 12 werden die 
Paragrafen 9, 10 und 11.

8.	§ 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	 Die Wörter »Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr« werden durch das Wort »Umweltminis-
terium« ersetzt.
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Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
über die Ämter für Ausbildungsförderung 

für Studierende 
(Zuordnungsverordnung BAföG)

Vom 5. Januar 2012

Auf Grund von § 2 Absatz 2 Satz 1 und § 4 des Gesetzes 
zur Ausführung des Bundesausbildungsförderungsgeset-
zes in der Fassung vom 15. Mai 1985 (GBI. S. 177), zu-
letzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2011 (GBl. S. 565), wird verordnet:

§ 1

Für Auszubildende, die eine Hochschule in Baden-
Württemberg besuchen, werden Ämter für Ausbildungs
förderung bei den Studentenwerken Bodensee, Freiburg, 
Heidelberg, Karlsruhe, Mannheim, Stuttgart, Tübingen-
Hohenheim und Ulm eingerichtet.

§ 2

(1) Das Studentenwerk Bodensee – Anstalt des öffentli-
chen Rechts – ist für Auszubildende zuständig, die an der 
Universität Konstanz oder an folgenden Hochschulen 
immatrikuliert sind:

  1.	Pädagogische Hochschule Weingarten,

  2.	Hochschule Konstanz,

  3.	Hochschule Ravensburg-Weingarten,

  4.	Duale Hochschule Baden-Württemberg Ravensburg,

  5.	Naturwissenschaftlich-Technische Akademie (nta) 
Isny – staatlich anerkannt,

  6.	Zeppelin University – staatlich anerkannte Hoch-
schule Friedrichshafen.

(2) Das Studentenwerk Freiburg – Anstalt des öffentli-
chen Rechts – ist für Auszubildende zuständig, die an der 
Universität Freiburg oder an folgenden Hochschulen im-
matrikuliert sind:

  1.	Pädagogische Hochschule Freiburg,

  2.	Hochschule für Musik Freiburg,

  3.	Hochschule Furtwangen,

  4.	Hochschule Offenburg,

  5.	Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl,

  6.	Hochschule für Polizei Villingen-Schwenningen,

  7.	Duale Hochschule Baden-Württemberg Lörrach,

  8.	Duale Hochschule Baden-Württemberg Villingen-
Schwenningen,

  9.	Gustav-Siewerth-Akademie Bierbronnen – staatlich 
anerkannt,

10.	Hochschule für Kunst, Design und Populäre Musik 
Freiburg – staatlich anerkannt,

Verordnung der Landesregierung  
über das vorübergehende Verlassen  

des Aufenthaltsbereichs durch Asylbewerber 
(AsylAufenthVO)

Vom 14. Februar 2012

Auf Grund von § 58 Absatz 6 des Asylverfahrensgeset-
zes (AsylVfG) in der Fassung vom 2. September 2008 
(BGBl. I S. 1799), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 23. Juni 2011 (BGBl. I S. 1266, 1268), wird verord-
net:

§ 1

Recht zum vorübergehenden Aufenthalt

(1) Asylbewerber dürfen sich vorübergehend im gesam-
ten Gebiet des Landes Baden-Württemberg aufhalten, 
wenn 

1.	sie nicht oder nicht mehr verpflichtet sind, in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen und

2.	sie nicht erheblich gegen asylverfahrensrechtliche 
Mitwirkungspflichten verstoßen.

(2) Das Gebiet, in dem sich Asylbewerber vorüberge-
hend aufhalten dürfen, wird in der Bescheinigung über 
die Aufenthaltsgestattung vermerkt. 

§ 2

Auflagen; Wohnsitznahme

Auflagen nach § 60 AsylVfG, insbesondere die Ver-
pflichtung der Asylbewerber, in der ihnen zugewiesenen 
Unterkunft zu wohnen, bleiben unberührt.

§ 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 14. Februar 2012

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Warminski-Leitheusser

	 Bonde	 Stickelberger

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

		  Erler
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  3.	Duale Hochschule Baden-Württemberg Mannheim,

  4.	Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwal-
tung Mannheim – Fachbereich Bundeswehrverwal-
tung,

  5.	Hochschule der Bundesagentur für Arbeit Mannheim 
– staatlich anerkannt,

  6.	Akademie für Waldorfpädagogik Mannheim, Stu
diengang Lehrer an heilpädagogischen Schulen,

  7.	Hochschule der Wirtschaft für Management Mann-
heim – staatlich anerkannt.

(6) Das Studentenwerk Stuttgart – Anstalt des öffentli-
chen Rechts – ist für Auszubildende zuständig, die an der 
Universität Stuttgart oder an folgenden Hochschulen im-
matrikuliert sind:

  1.	Pädagogische Hochschule Ludwigsburg (ohne Fa-
kultät für Sonderpädagogik mit Sitz in Reutlingen),

  2.	Staatliche Akademie der Bildenden Künste Stuttgart,

  3.	Staatliche Hochschule für Musik und Darstellende 
Kunst Stuttgart,

  4.	Hochschule Esslingen,

  5.	Hochschule der Medien Stuttgart,

  6.	Hochschule für Technik Stuttgart,

  7.	Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen 
Ludwigsburg,

  8.	Duale Hochschule Baden-Württemberg Stuttgart,

  9.	Evangelische Hochschule Ludwigsburg – staatlich 
anerkannt,

10.	AKAD – Hochschule Stuttgart – staatlich anerkannt,

11.	Freie Hochschule Stuttgart – Seminar für Waldorf-
pädagogik – staatlich anerkannt, 

12.	Merz-Akademie – Hochschule für Gestaltung, Kunst 
und Medien Stuttgart – staatlich anerkannt, 

13.	Priesterseminar Stuttgart – Freie Hochschule der 
Christengemeinschaft in eigener Trägerschaft.

(7) Das Studentenwerk Tübingen-Hohenheim – Anstalt 
des öffentlichen Rechts – ist für Auszubildende zustän-
dig, die an den Universitäten Tübingen und Hohenheim 
oder an folgenden Hochschulen immatrikuliert sind:

  1.	Pädagogische Hochschule Ludwigsburg (Fakultät 
für Sonderpädagogik mit Sitz in Reutlingen),

  2.	Staatliche Hochschule für Musik Trossingen,

  3.	Hochschule Albstadt-Sigmaringen,

  4.	Hochschule Nürtingen-Geislingen,

  5.	Hochschule Reutlingen,

  6.	Hochschule für Forstwirtschaft Rottenburg,

  7.	Hochschule für Kirchenmusik Rottenburg – staatlich 
anerkannt,

  8.	Hochschule für Kirchenmusik Tübingen – staatlich 
anerkannt,

11.	Evangelische Hochschule Freiburg – staatlich aner-
kannt,

12.	Katholische Hochschule Freiburg – staatlich aner-
kannt,

13.	AKAD – Wissenschaftliche Hochschule Lahr (WHL) 
– staatlich anerkannt,

14.	International University of Cooperative Education 
Freiburg.

(3) Das Studentenwerk Heidelberg – Anstalt des öffentli-
chen Rechts – ist für Auszubildende zuständig, die an der 
Universität Heidelberg oder an folgenden Hochschulen 
immatrikuliert sind:

  1.	Pädagogische Hochschule Heidelberg,

  2.	Hochschule Heilbronn, 

  3.	Fachhochschule Schwetzingen,

  4.	Duale Hochschule Baden-Württemberg Mosbach, 

  5.	Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg – staat-
lich anerkannt,

  6.	Hochschule für Kirchenmusik Heidelberg – staatlich 
anerkannt,

  7.	SRH Hochschule Heidelberg – staatlich anerkannt,

  8.	German Graduate School of Management and Law 
Heilbronn – staatlich anerkannt,

  9.	Fachhochschule Schwäbisch Hall – staatlich aner-
kannt.

(4) Das Studentenwerk Karlsruhe – Anstalt des öffentli-
chen Rechts – ist für Auszubildende zuständig, die an der 
Universität Karlsruhe oder an folgenden Hochschulen 
immatrikuliert sind:

  1.	Pädagogische Hochschule Karlsruhe,

  2.	Staatliche Akademie der Bildenden Künste Karls-
ruhe,

  3.	Staatliche Hochschule für Gestaltung Karlsruhe,

  4.	Hochschule für Musik Karlsruhe,

  5.	Hochschule Karlsruhe,

  6.	Hochschule Pforzheim,

  7.	Duale Hochschule Baden-Württemberg Karlsruhe,

  8.	SRH Hochschule für Wirtschaft und Medien Calw – 
staatlich anerkannt, 

  9.	Karlshochschule International University Karlsruhe 
– staatlich anerkannt, 

10.	Internationale Hochschule Liebenzell (IHL) – staat-
lich anerkannt. 

(5) Das Studentenwerk Mannheim – Anstalt des öffentli-
chen Rechts – ist für Auszubildende zuständig, die an der 
Universität Mannheim oder an folgenden Hochschulen 
immatrikuliert sind:

  1.	Hochschule für Musik und Darstellende Kunst 
Mannheim,

  2.	Hochschule Mannheim,
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11. November 2009 (GBl. S. 693, 710), wird wie folgt 
geändert:

1.	§ 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 und in Absatz 4 Satz 1 wird jeweils  
das Wort »Kernkompetenzfach« durch das Wort 
»Kernfach« ersetzt.

b)	 Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »Die SMV-Satzung kann vorsehen, dass der Schü-
lersprecher von allen Schülern der Schule oder von 
den Klassensprechern und ihren Stellvertretern ge-
wählt wird; sie kann auch regeln, dass ein Stellver-
treter von allen Schülern der Schule aus deren 
Mitte oder aus der Mitte der Klassensprecher und 
ihrer Stellvertreter direkt gewählt wird, weitere 
Stellvertreter können nur von den Klassenspre-
chern und ihren Stellvertretern aus ihrer Mitte ge-
wählt werden; die Gewählten sind Mitglieder des 
Schülerrats.«

2.	In § 8 Absatz 5 und § 13 Satz 2 Nummer 1 wird je-
weils das Wort »Kernkompetenzfach« durch das Wort 
»Kernfach« ersetzt.

3.	In § 11 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe »§ 66 Abs. 2 
Satz 3« durch die Angabe »§ 66 Absatz 2 Satz 2« er-
setzt.

4.	§ 22 wird folgender Satz angefügt:

	 »Daneben gehören dem Landesschülerbeirat zwei 
Vertreter der staatlich anerkannten Ersatzschulen an, 
die allgemein bildend sind oder die den beruflichen 
Schularten nach Satz 1 entsprechen.«

5.	§ 26 wird folgender Absatz 4 angefügt:

»(4) Für die Wahl der Mitglieder nach § 22 Satz 2 gelten 
die Absätze 1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
sie aus der Mitte eines auf Landesebene gebildeten Wahl-
ausschusses gewählt werden.«

6.	§ 27 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Nummer 1 wird das Wort »Haupt-
schule« durch die Wörter »Werkrealschule und 
Hauptschule« ersetzt.

b)	 Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

	 »(4) Dem Wahlausschuss nach § 26 Absatz 4 gehö-
ren aus jedem Regierungsbezirk vier gewählte Ver-
treter der staatlich anerkannten Ersatzschulen an, 
die allgemein bildend sind oder die den beruflichen 
Schularten nach § 22 Satz 1 entsprechen. Wahlbe-
rechtigt zur Wahl dieser Vertreter sind die Schüler-
sprecher der entsprechenden Schulen im jeweiligen 
Regierungsbezirk, die in einem Wahlverfahren ge-
wählt wurden, das den Vorgaben des § 5 Absatz 1 
entspricht; wählbar ist, wer zur Zeit der Wahl in 
einer Schule nach § 22 Satz 2 Schülervertreter ist, 
der in einem den Vorgaben des § 5 Absatz 1 ent-
sprechenden Wahlverfahren gewählt wurde.«

  9.	Hochschule für Kunsttherapie Nürtingen – staatlich 
anerkannt,

10.	Theologische Hochschule Reutlingen – staatlich an-
erkannt.

(8) Das Studentenwerk Ulm – Anstalt des öffentlichen 
Rechts – ist für Auszubildende zuständig, die an der Uni-
versität Ulm oder an folgenden Hochschulen immatriku-
liert sind:

  1.	Pädagogische Hochschule Schwäbisch Gmünd,

  2.	Hochschule Aalen,

  3.	Hochschule Biberach,

  4.	Hochschule Schwäbisch Gmünd,

  5.	Hochschule Ulm,

  6.	Duale Hochschule Baden-Württemberg Heidenheim,

  7.	SRH Fernhochschule Riedlingen – staatlich aner-
kannt.

§ 3

Für Auszubildende, die eine Ausbildungsstätte in den in 
§ 1 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung über die örtliche 
Zuständigkeit für Ausbildungsförderung im Ausland in 
der Fassung vom 19. Oktober 2011 (BGBl. I S. 2098) ge-
nannten Ländern besuchen, sind zuständig: 

  1.	das Studentenwerk Heidelberg für Spanien,

  2.	das Studentenwerk Tübingen-Hohenheim für die 
Türkei sowie Asien mit Ausnahme von Armenien, 
Aserbaidschan, Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikis
tan, Turkmenistan und Usbekistan. 

§ 4

Diese Verordnung tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2012 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Zuordnungsverordnung 
BAföG vom 18. Februar 2009 (GBI. S. 122) außer Kraft.

stuttgart, den 5. Januar 2012� Bauer

Verordnung des Kultusministeriums  
zur Änderung der SMV-VO

Vom 20. Januar 2012

Auf Grund von § 70 Absatz 1 des Schulgesetzes für 
Baden-Württemberg in der Fassung vom 1. August 1983 
(GBl. S. 397), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 21. Dezember 2011 (GBl. S. 570, 571), wird 
verordnet:

Artikel 1

Die SMV-Verordnung vom 8. Juni 1976 (GBl. S. 524), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 der Verordnung vom 
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Verordnung des Umweltministeriums  
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet  

der Produktsicherheit und zur Änderung der 
Verordnung der Landesregierung  

über Zuständigkeiten nach dem Gesetz  
über Ordnungswidrigkeiten

Vom 13. Februar 2012

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 4 Absatz 1 des Landesverwaltungsgesetzes vom 14. 
Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314),

2.	§ 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 603) in Verbindung mit § 11 der Verordnung der 
Landesregierung über Zuständigkeiten nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung vom 2. 
Februar 1990 (GBl. S. 75), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 7. März 2006 (GBl. S. 50, 52):

Artikel 1

Verordnung des Umweltministeriums  
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet  

der Produktsicherheit (Produktsicherheits- 
Zuständigkeitsverordnung – ProdSZuVO)

§ 1

Produktsicherheit

(1) Zuständig für den Vollzug der Abschnitte 2 bis 8 des 
Produktsicherheitsgesetzes (ProdSG) vom 8. November 
2011 (BGBl. I S. 2178, 2179) und der auf Grund von § 8 
ProdSG erlassenen Rechtsverordnungen in ihren jeweils 
geltenden Fassungen sind die Regierungspräsidien, so-
weit nichts anderes bestimmt ist. Gleiches gilt für den 
Vollzug der Verordnungen der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union in ihren jeweils gel-
tenden Fassungen, soweit sie Sachverhalte aus den in 
Satz 1 genannten Bereichen betreffen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind zuständig 

1.	die nach § 24 Absatz 1 Satz 3 ProdSG zuständigen Be-
hörden, soweit die Bestimmungen des Produktsicher-
heitsgesetzes nach Maßgabe des § 1 Absatz 4 ProdSG 
ergänzend zu den Bestimmungen in anderen Rechts-
vorschriften angewendet werden, 

2.	die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik 
nach Maßgabe des Abkommens über die Zentralstelle 
der Länder für Sicherheitstechnik und über die Akkre-
ditierungsstelle der Länder für Meß- und Prüfstellen 
zum Vollzug des Gefahrstoffrechts in seiner jeweils 
geltenden Fassung in Verbindung mit den Zustim-
mungsgesetzen zu diesem Abkommen und seinen Än-
derungsabkommen,

7.	§ 28 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

	 »Die oberste Schulaufsichtsbehörde sorgt für die 
rechtzeitige und ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahl im Wahlausschuss nach § 26 Absatz 4.«

8.	In § 29 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird je-
weils die Angabe »§ 27 Abs. 1 Nr. 1« durch die An-
gabe »§ 26 Abs. 4 oder § 27 Absatz 1 Nummer 1« er-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 20. Januar 2012

Warminski-Leitheusser

Polizeiverordnung des Innenministeriums 
zur Verhütung von Gefahren  

durch unbemannte ballonartige 
Leuchtkörper (Himmelslaternenverordnung)

Vom 24. Januar 2012

Auf Grund von § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 
und § 13 Satz 1 des Polizeigesetzes in der Fassung vom 
13. Januar 1992 (GBl. S. 1) wird verordnet:

§ 1

Das Aufsteigenlassen von unbemannten ballonartigen 
Leuchtkörpern, bei denen der Auftrieb durch die von 
einer eigenen offenen Feuerquelle erwärmte Luft erzeugt 
wird und die insbesondere unter den Bezeichnungen 
»Himmelslaterne«, »Kong-Ming-Laterne«, »Sky-La-
terne«, »Skyballon«, »Glückslaterne«, »Wunschlaterne« 
oder »Fluglaterne« bekannt sind, ist verboten.

§ 2

Ordnungswidrig nach § 18 des Polizeigesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 1 dieser Ver-
ordnung unbemannte ballonartige Leuchtkörper aufstei-
gen lässt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 5000 Euro geahndet werden.

§ 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

stuttgart, den 24. Januar 2012� Gall
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zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 15. 
März 2011 (GBl. S. 125, 130), wird wie folgt geändert:

1.	§ 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nummer 58 wird wie folgt gefasst: 

	 »§ 39 Absatz 1 Nummer 9 bis 11 des Produkt-
sicherheitsgesetzes,«.

bb)	In Nummer 59 wird die Angabe »§ 19 Abs. 1 
Nr. 9 bis 11 des Geräte- und« durch die Angabe 
»§ 39 Absatz 1 Nummer 1 bis 8 und 12 bis 17 
des« ersetzt.

b)	 In Absatz 7 wird das Wort »sowie« gestrichen und 
nach dem Wort »Bundesberggesetz« der Halbsatz 
»sowie nach dem Produktsicherheitsgesetz, soweit 
es für den Vollzug der verletzten Vorschriften zu-
ständig ist« eingefügt.

2.	§ 5 Absatz 1 Nummer 6 wird aufgehoben.

3.	§ 6 wird aufgehoben.

Artikel 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Geräte- und Produktsicher-
heits-Zuständigkeitsverordnung vom 3. Januar 2005 
(GBl. S. 86), zuletzt geändert durch Artikel 43 des Geset-
zes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 332), außer 
Kraft. 

stuttgart, den 13. Februar 2012� Untersteller

Bekanntmachung des Staatsministeriums 
über das Inkrafttreten des Staatsvertrags 
über die Einrichtung einer Gemeinsamen 

elektronischen Überwachungsstelle  
der Länder

Vom 24. Januar 2012

Der Staatsvertrag über die Einrichtung einer Gemeinsa-
men elektronischen Überwachungsstelle der Länder ist 
nach Artikel 10 dieses Staatsvertrags mit Wirkung vom 
1. Januar 2012 in Kraft getreten.

stuttgart, den 24. Januar 2012� Murawski

3.	das Regierungspräsidium Freiburg für die in  
§ 10 der Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung 
(ImSchZuVO) genannten Betriebsgelände, Anlagen 
und Tätigkeiten sowie

4.	das Umweltministerium für die Sicherstellung der Ko-
ordinierung der Überwachung, die Entwicklung und 
Fortschreibung des Überwachungskonzepts, die Ver-
öffentlichung der Überwachungsprogramme und die 
Vorbereitung länderübergreifender Maßnahmen.

§ 2

Überwachungsbedürftige Anlagen 

Zuständige Behörden für den Vollzug des Abschnitts 9 
des Produktsicherheitsgesetzes und der Rechtsverord-
nungen auf Grund von Vorschriften dieses Abschnitts 
sind

1.	die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik 
nach Maßgabe des Abkommens über die Zentralstelle 
der Länder für Sicherheitstechnik und über die Akkre-
ditierungsstelle der Länder für Meß- und Prüfstellen 
zum Vollzug des Gefahrstoffrechts in seiner jeweils 
geltenden Fassung in Verbindung mit den Zustim-
mungsgesetzen zu diesem Abkommen und seinen Än-
derungsabkommen,

2.	die nach § 2 Absatz 1 ImSchZuVO für das Betriebs
gelände zuständige Behörde, 

3.	das Regierungspräsidium Freiburg 

a)	 für die in § 10 ImSchZuVO genannten Betriebs
gelände, Anlagen und Tätigkeiten,

b)	 für die Anerkennung nach § 14 Absatz 6 Satz 2 der 
Betriebssicherheitsverordnung hinsichtlich der Be-
triebsgelände, Anlagen und Tätigkeiten nach Buch-
stabe a,

4.	das Umweltministerium für die Anerkennung nach 
§ 14 Absatz 6 Satz 2 der Betriebssicherheitsverord-
nung, soweit nicht nach Nummer 3 Buchstabe b das 
Regierungspräsidium Freiburg zuständig ist, sowie

5.	im Übrigen die unteren Verwaltungsbehörden.

Artikel 2

Änderung der Verordnung der Landesregierung  
über Zuständigkeiten nach dem Gesetz  

über Ordnungswidrigkeiten

Die Verordnung der Landesregierung über Zuständigkei-
ten nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassung vom 2. Februar 1990 (GBl. S. 75, ber. S. 268), 
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